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1. Einleitung 

 

Diese Bachelorarbeit behandelt das Thema des genossenschaftlichen 

Wohnungsbaus und Wohnens. Die Wohnungsbaugenossenschaften sind „die dritte 

tragende Säule [in Deutschland] neben dem Wohnen zur Miete und dem 

Wohneigentum“ (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 

(Hrsg.): Bericht der Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften Potenziale und 

Perspektiven. Kurzfassung. Dessau, 2004, Kapitel 1.1). Doch die Frage stellt sich, wie eine 

Wohnungsbaugenossenschaft funktioniert und welche Eigenarten sie hat. So 

funktioniert eine Genossenschaft im Unterschied zu anderen Unternehmensformen 

nach dem Prinzip der Mitgliederförderung und hat dadurch bestimmte Vor- und 

Nachteile. Insbesondere ergeben sich für die Sonderform “Wohnungs-

baugenossenschaft“ ebenfalls Unterschiede zu den privatwirtschaftlichen 

Wohnungsunternehmen. 

Der genossenschaftliche Wohnungsbau entstand in Deutschland mit der 

industriellen Revolution und wurde seither von den sozialen und politischen 

Umständen beeinflusst. Besonders drei Gesetzte hatten großen Einfluss auf die 

Entwicklung der Wohnungsbaugenossenschaften. Auch wurden die 

Wohnungsbaugenossenschaften durch die Zeit des Ersten und Zweiten 

Weltkrieges auf die Probe gestellt. In Zeiten von Wohnungsnot konnten sich die 

Wohnungsbaugenossenschaften besonders gut verbreiten, da die Bevölkerung 

nach Alternativen zum privatwirtschaftlichen Wohnen gesucht hat. 

Doch bieten die Wohnungsbaugenossenschaften heute immer noch einen 

finanziellen Vorteil für die Mieter? Auf diese Frage wird am Ende dieser 

Bachelorarbeit versucht eine Antwort zu finden. Dafür wird eine exemplarische 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, unter Zuhilfenahme von öffentlich zugänglichen 

Daten innerhalb eines beschränkten Zeitraumes, am Standort Dortmund 

durchgeführt. 

Mein Interesse an dem Thema der Wohnungsbaugenossenschaften wurde geweckt, 

nachdem ich einen Bericht über die Wohnungsnotlage in den Großstädten gelesen 

hatte. Dort wurde das Modell der Wohnungsbaugenossenschaften vorgestellt und 

als eine mögliche Lösung für die Wohnungsnotlage angeführt. Aus diesem Grund 

habe ich dann ein Praktikum bei der Wohnungsbaugenossenschaft Spar- und 

Bauverein eG absolviert und empfand diese Art der Wohnungsverwaltung als sehr 

nutzerorientiert und nachhaltig. 

Im Ersten Kapitel werden die Gründe für das Entstehen des genossenschaftlichen 

Wohnungsbaus und Wohnens aufgeführt. Die zugrundeliegenden politischen und 
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gesellschaftlichen Gegebenheiten und deren Einfluss auf die Entwicklung des 

genossenschaftlichen Wohnungsbaus und Wohnens werden darin behandelt. 

Als Zweites wird zunächst die Funktionsweise und die rechtliche Rahmenbedingung 

von Genossenschaften erklärt. Auch werden die Rechten und Pflichten innerhalb 

einer Genossenschaft aufgezeigt und die daraus resultierenden Vor- und Nachteile. 

Aufbauend auf diese Erklärungen wird dann die Wohnungsbaugenossenschaft als 

eine Sonderform der Genossenschaft vorgestellt. Im Rahmen dieser Vorstellung 

werden die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leistungen beschrieben und 

die sich daraus engebenen Eigenarten. 

Als Drittes wird eine exemplarische Wirtschaftlichkeitsbetrachtung des 

genossenschaftlichen Wohnungsbaus in Dortmund anhand von 45 

Genossenschaftswohnungen dargelegt. Als Grundlage dient der Mietpreisspiegel 

der Stadt Dortmund. Ein Vergleich mit den von den genossenschaftlichen 

Wohnungsverwaltungen erhoben “Mieten“ (Nutzungsüberlassungskosten) soll 

aufzeigen, ob ein finanzieller Vor- oder Nachteil für den Mieter besteht. 

Am Ende folgt ein Fazit, welches die Entwicklung, die Eigenarten und die Vor- und 

Nachteile des genossenschaftlichen Wohnungsbaus und Wohnens zusammenfasst. 
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2. Zur geschichtlichen Entwicklung des genossenschaftlichen 

Wohnungsbaus und Wohnens 

 

 

Der Gedanke des genossenschaftlichen Wohnungsbaus entstand aufgrund der 

Wohnungsnot und der sozialen Umstände im Laufe der Geschichte. Die spätere 

Entwicklung des genossenschaftlichen Wohnungsbaus wurde dann von politischen 

Einflüssen, von der Mitte des 18. Jahrhunderts bis zum Ende des 20. Jahrhunderts 

stark geprägt. 

Dieses Kapitel über die geschichtliche Entwicklung des genossenschaftlichen 

Wohnungsbaus ist in verschiedene Zeitabschnitte aufgeteilt. Der Aufbau dieser 

Abschnitte bezieht sich auf wichtige Ereignisse, die zum einen die Gründe für den 

genossenschaftlichen Ansatz bildeten und zum anderen die genossenschaftlichen 

Ausrichtungen beeinflussten. Diese Ereignisse werden in chronologischer 

Reihenfolge aufgeführt. 

Die Entwicklung des genossenschaftlichen Wohnungsbaus nimmt ihren Anfang im 

Jahre 1837. In diesem Jahr veröffentlichte Universitätsprofessor Victor Aimé Huber 

Schriften zur alarmierenden Wohnungsnot in Deutschland.1 

 

2.1 Das Jahr 1846, der Beginn des genossenschaftlichen Denkens als Folge 

der industriellen Revolution 

 

Der genossenschaftliche Gedanke entstand aus der Wohnungsnot zur Zeit der 

industriellen Revolution. Die industrielle Revolution löste eine massenhafte 

Bewegung in der deutschen Bevölkerung aus. Die Industrie versprach neue Jobs 

und viele Menschen zogen in Städte, um Arbeit zu suchen. Dies führte dazu, dass 

in den Städten mit industriellen Standorten eine Übervölkerung, hoher 

Wohnungsbedarf und Wohnungsnot entstand. Das löste Bodenspekulationen und 

Mietwucher aus. Dadurch entstanden in den Ballungsgebieten und Städten 

                                                             
1 Vgl. Kein Autor: Zur Geschichte der Bau- und Wohnungsgenossenschaften. Im Internet: 

http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf, S. 3, 

letzter Zugriff 13.06.2017 16:00 Uhr. 

http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf
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Deutschlands viele Massenquartiere. Diese beherbergten meist die industrielle 

Arbeiterschaft.2  

Die Wohnqualität dieser Wohnquartiere waren mangelhaft und führten zur Unmut 

unter den Arbeitern. Dieser Unmut wurde durch die neue Bauweise verstärkt, die 

von einer menschenunwürdigen Wohndichte geprägt war.3 

Besonders die Arbeiter in den Fabriken wollten nicht von den bestehenden 

Wohnungsumständen abhängig sein. Auch einige gebildete Personen bekamen die 

Problematik mit und beschäftigten sich mit der Wohnungsnot der Arbeiter und mit 

möglichen Lösungsansätzen. 

Als Beispiel wies schon der Berliner Universitäts-

professor Victor Aimé Huber (1800-1869) bereits im 

Jahre 1837, in einer seiner Veröffentlichungen, auf die 

alarmierende Wohnungsnot hin.4 Als eine Lösung für 

diese Wohnungsnot entwickelte er 1846 ein Konzept 

zum genossenschaftlichen Wohnen.  Das Konzept 

hieß “Cottage-Siedlungen“ und sollte den Arbeitern 

ausreichend Wohnraum zur Verfügung stellen. Über 

die Mietzahlungen sollten die Arbeiter im Laufe der 

Zeit Wohnungseigentümer werden und sich in einer 

Gemeinschaft organisieren können.5  

Die grundlegenden Ideen zur Genossenschaft waren 

in den “Cottage-Siedlungen“ von Huber bereits zu 

erkennen. So war der Gedanke, dass durch finanzielle 

Zahlung an die Wohnungsverwaltung der Mieter als 

Mitbesitzer galt, in den Grundzügen schon zu 

erkennen. Ebenso der genossenschaftliche Ansatz 

des Zusammenschlusses der Mieter zu einer 

Gemeinschaft.  

Aufgrund der Wohnungsnot der industriellen Arbeiter 

entstanden die ersten Wohnungsbauunternehmen mit genossenschaftlichem 

Ansatz. Jedoch gibt es die rechtliche Unternehmensform der Genossenschaft zu 

                                                             
2 Vgl. Kein Autor: Zur Geschichte der Bau- und Wohnungsgenossenschaften. Im Internet: 

http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf, S. 1, 

letzter Zugriff 13.06.2017 16:00 Uhr. 
3 Vgl. (wie Anm. 2), Seite 3, letzter Zugriff 13.06.2017 16:00 Uhr. 
4 Vgl. (wie Anm. 2), Seite 3, letzter Zugriff 25.05.2017 15:00 Uhr. 
5 Vgl. Kanther, Michael Alfred: Victor Aimé Huber. Sozialreformer und Wegbereiter der sozialen 

Wohnungswirtschaft. Berlin, 2000. 

(Quelle: Kein Autor: Zur 

Geschichte der Bau- und 

Wohnungsgenossenschaften. Im 

Internet: http://www.wgaufbau-

dresden.de/fileadmin/user_uploa

d/wgadresden/Entstehung-

Genossenschaften.pdf, S. 3, 

letzter Zugriff 17.05.2017 18:00 

Uhr.) 

 

http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf
http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf
http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf
http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf
http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf
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dieser Zeit noch nicht. Die Gründer mussten sich mit den vorhandenen 

Unternehmensrechtsformen behelfen. 

Als Folge des Leidens der Arbeiterschaft während der industriellen Revolution und 

den damit verbundenen Wohnungsnöten entstanden die Grundzüge des genossen-

schaftlichen Denkens und Handels im Wohnungsbau. 

 

2.2 Das Genossenschaftsgesetzt von Preußen im Jahre 1867 

 

Als eine der treibenden Kräfte der Genossenschaftsbewegung in Deutschland gilt 

der Jurist Franz Hermann Schulze-Delitzsch aus dem sächsischem Delitzsch.6 Von 

ihm wurde im Jahr 1859 der „Allgemeine Verband der deutschen Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften“ gegründet.7 

Der eigentliche Zweck dieses Verbandes war die Unterstützung des Handwerks, 

das sich im Niedergang befand. Die Probleme der Handwerker waren Schulze-

Delitzsch bekannt, da er Mitglied einer Kommission für Handwerksangelegenheiten 

der Nationalversammlung war.8 Deswegen suchte er nach einer Antwort auf die 

Missstände im gewerblichen Sektor. Durch Zusammenschlüsse wollte er die 

Handwerker wettbewerbsfähig machen.9  

Fünf Jahre später, im Jahr 1864, wurde „Die Frage der Gründung von 

Arbeitswohnungen“ von Schulze-Delitzsch als Antrag auf die Tagesordnung des 

Vereinstages vom Allgemeinen Genossenschaftsverbandes gestellt.10 Der hierfür 

von Parisius ausgearbeitete Bericht stellte neben der Schrift von F. A. Lange und 

Sonnemann „Jedermann Hauseigenthümer. Das System englischer 

Baugenossenschaften“ 11  die wichtigsten Dokumente für die Entwicklung des 

genossenschaftlichen Gedankens in Deutschland dar.12 

                                                             
6 Vgl. Westfalen-Blatt (Hrsg.): Eine Idee für die Ewigkeit, Bielefeld, 04/2012, S. 13-14. 
7 Vgl. Kein Autor: Zur Geschichte der Bau- und Wohnungsgenossenschaften. Im Internet: 

http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf, S. 4, 

letzter Zugriff 13.06.2017 16:00 Uhr. 
8 Vgl. Faust, Helmut: Geschichte der Genossenschaftsbewegung, 3. Auflage, Frankfurt am Main, 1977, S. 

204. 
9 Vgl. Schubert, Werner: 100 Jahre Genossenschaftsgesetz: Quellen zur Entstehung und jetziger Stand. 

Tübingen, 1989, S.6. 
10 Vgl. (wie Anm. 7), S. 4, letzter Zugriff 13.06.2017 16:00 Uhr. 
11 Lange, A. u. Sonnemann, L.: Jedermann Hauseigenthümer. Duisburg, 1865 in Reprint der Duisburger 

Hochschulbeiträge 4, Walter Braun Verlag, Duisburg, 1975. 
12 Vgl. Vossberg, W.: "Die deutsche Baugenossenschafts-Bewegung" Inauguraldissertation. Halle a. S., 1905, 

S. 54. 

http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf
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Schulze-Delitzsch prägte damit den genossenschaftlichen Gedanken von 

Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung zu jener Zeit mit.13  

Durch die fortschreitende Industrialisierung erstarkte die deutsche Wirtschaft Mitte 

des 19. Jahrhunderts. Dies führte zu einer hohen Anzahl an Gründungen neuer 

genossenschaftlicher Unternehmen, sowohl im ländlichen als auch im gewerblichen 

Bereich. 14  Die große Zahl der genossenschaftlichen Unternehmen löste die 

Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung aus. 

Am 27. März 1867 wurde das “Gesetz betreffend die privatrechtliche Stellung der 

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften“ erlassen. Die Grundlage für dieses 

Gesetz bildete in großen Teilen der Bericht von Parisius und den darin enthaltenen 

Vorschlägen von Schulze-Delitzsch.  

Das Gesetz erlaubte die Gründung von eingetragenen Genossenschaften als 

Unternehmensform zunächst in Preußen. 15  Das preußische Genossenschafts-

gesetz wurde danach auf den gesamten Norddeutschen Bund ausgeweitet und trat 

am 1. Januar in Kraft.16  

                                                             
13 Vgl. Glenk, Hartmut: Die eingetragene Genossenschaft, München, 1996, S. 1. 
14 Vgl. Lang, Johann: Staatsaufsicht über Prüfungsverbände. In: Zur Reform des Genossenschaftsrechts, 

Referate und Materialien, Band 3, Bonn, 1959, S. 6.q 
15 Vgl. Steding, Rolf: Das Genossenschaftsgesetz – das „Meisterstück“ von Hermann Schulze-Delitzsch. in: 

Hermann Schulze-Delitzsch Weg – Werk – Wirken. Festschrift zum 200. Geburtstag am 29. August 2008. 

Delitzsch, 2008, S. 54-66. 
16 Vgl. Martens, Holger: 1.Kapitel, Das Hamburger Genossenschaftsregister. in Heinrich-Kaufmann-Stiftung 

(Hrsg.): Beiträge zur 6. Tagung zur Genossenschaftsgeschichte am 28. Und 29. Oktober 2011 im Museum 

der Arbeit in Hamburg, Norderstadt, 2012 (E-Book keine Seitenzahl). 
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Der damalige Norddeutsche Bund umfasste 22 Gliedstaaten, wie in der folgenden 

Karte dargestellt. 

(Quelle: Kinder, Hermann: dtv-Atlas zur Weltgeschichte Band 1: Von den Anfängen bis zur 

Französischen Revolution. dtv, 23. Aufl., 1989.)  

Gleichzeitig wurden in den Städten des Norddeutschen Bundes neue Ämter für das 

Registrieren der Genossenschaften eingeführt. Erst durch die Eintragung in das 

Genossenschaftsregister durfte ein Unternehmen die Bezeichnung “eingetragene 

Genossenschaft“ führen und als Genossenschaft anerkannt werden. 17  Die 

Bezeichnung “eingetragene Genossenschaft“ findet seit diesem Zeitpunkt bis heute 

Verwendung. 

Jedoch enthielt das Genossenschaftsgesetz keine Haftungspflichtbeschränkung für 

Genossenschaften. Dagegen konnte mit der Gründung einer Kapitalgesellschaft 

                                                             
17 Vgl. Martens, Holger: 1.Kapitel, Das Hamburger Genossenschaftsregister. in Heinrich-Kaufmann-Stiftung 

(Hrsg.): Beiträge zur 6. Tagung zur Genossenschaftsgeschichte am 28. Und 29. Oktober 2011 im Museum 

der Arbeit in Hamburg, Norderstadt, 2012 (E-Book keine Seitenzahl). 
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eine beschränkte Haftpflicht für die Teilhaber erreicht werden. Dies stellte in den 

nächsten Jahren einen großen Nachteil für Genossenschaften allgemein dar. 

Das Genossenschaftsgesetz war noch nicht ausgereift, war jedoch ein großer 

Schritt für die Entwicklung des genossenschaftlichen Wohnungsbaus in Deutsch-

land. Nun konnten die ersten offiziellen Wohnungsbaugenossenschaften gegründet 

werden.  

Besonders Menschen die von der Wohnungsnot bedroht waren konnten sich jetzt 

mit dem System der Wohnungsbaugenossenschaft helfen. Dies konnte aber nur 

geschehen, da es Vordenker gab, wie Schulze-Delitzsch, die den Weg zum 

Genossenschaftsgesetz ebneten. 

 

2.3 Zwei Gesetze aus dem Jahre 1889 und deren Auswirkungen auf die 

Wohnungsbaugenossenschaften 

 

Zwei neue Gesetzte gaben dem genossenschaftlichen Wohnungsbau einen 

Aufschwung. Am 1. Mai 1889 wurde das “Gesetz betreffend die Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften“ im Reichstag verabschiedet. Dieses Gesetz wurde 

kurz Genossenschaftsgesetzt genannt. Das Wichtigste an diesem Gesetz war, dass 

es die unbeschränkte Haftung der Genossenschaften aufhob und dafür eine 

beschränkte Haftung einführte. Somit mussten Genossenschaftsmitglieder bei 

Insolvenz der Genossenschaft nur noch mit ihren Genossenschaftsanteilen haften. 

Es folgte das “Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzt“ vom 22. Juni 1889. Jetzt 

konnten die Landesversicherungsanstalten einen Teil ihres Vermögens in 

Hypotheken anlegen und so den Wohnungsbau fördern. „Ziel [des Gesetztes] war 

u.a. durch bessere Wohnverhältnisse die Krankheitskosten zu mindern. Es wurden 

zinsverbilligte Kredite zum Teil sogar oberhalb der Beleihungsgrenzen vergeben, 

um „den Gesundheitszustand der Versicherten durch Bereitstellung einwandfreien 

Wohnraumes zu verbessern““ (Kunhert, Jan u. Leps, Olof: Neue Wohnungsgemein-

nützlichkeit: Wege zu langfristig preiswerten und Zukunftsgerechtem Wohnraum. VS Verlag für 

Sozialwissenschaften, 2017, S. 42.). 

Diese zwei Gesetze lösten eine Welle von Wohnungsbaugenossenschafts-

gründungen aus.18  

                                                             
18 Vgl. Burkhardt, Helge: 2.Kapitel: Hamburger Wohnungsbaugenossenschaften. Die Anfänge der 

Baugenossenschaften im 19. Jahrhundert. In: Heinrich-Kaufmann-Stiftung (Hrsg.):  Beiträge zur 6. Tagung zur 

Genossenschaftsgeschichte am 28. Und 29. Oktober 2011 im Museum der Arbeit in Hamburg. Norderstadt, 

2012 (E-Book keine Seitenzahl). 
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Vossberg fasste in seiner Schrift “Die deutsche Genossenschaftsbewegung“ die 

wichtigsten Punkte der Entwicklung des genossenschaftlichen Wohnungsbaus und 

Wohnens zusammen:19 

- den Gedanken durch Heranziehung von Spareinlagen seiner Mitglieder 

die Finanzkraft des Vereins zu stärken, 

- Grundstücke und Häuser nicht in das Privateigentum der Einzelnen 

übergehen zu lassen, sondern der Genossenschaft das Eigentumsrecht 

daran vorzubehalten. 

Vor der Zeit der zwei neuen Gesetzte war die Zahl der Genossenschaften noch sehr 

gering. So gab es im Kaiserreichs Preußen im Jahre 1888 nur 28 

Wohnungsbaugenossenschaften. Die Änderung der Gesetze erlaubte es, eine 

Wohnungsbaugenossenschaft finanziell sicherer für die Mitglieder zu gestalten und 

so stieg die Zahl der Wohnungsbaugenossenschaften um das 50-fache auf 1402 im 

Jahr 1914.20  

Die Gesetze des Jahres 1889 zeigen auf, dass den Genossenschaften davor noch 

wichtige Bestimmungen in den Gesetzen gefehlt haben. So war es wichtig, dass die 

beschränkte Haftung für die Genossenschaften eingeführt wurde, damit Menschen, 

die ihre Situation mithilfe der Genossenschaften zu verbessern suchten, nicht einem 

hohen finanziellen Risiko ausgesetzt wurden. Für die Wohnungsbaugenossen-

schaften war es außerdem hilfreich, dass mehr finanzielles Kapital über Hypotheken 

verfügbar wurde.  

Für den neuen Erfolg der Genossenschaften waren diese neuen gesetzliche 

Gegebenheiten seitens der Politik auschlaggebend. 

 

  

                                                             
19 Vgl. Vossberg, W.: "Die deutsche Baugenossenschafts-Bewegung" Inauguraldissertation. Halle a. S., 1905, 

S. 54. 
20 Vgl. Baumgarten, Willi: Baugenossenschaften in Handwörterbuch des Wohnungswesens. Jena, 1930. 

entnommen aus Fuhrich, Manfred u.a.: Neue Heimat. Hamburg, 1983. und Möller, Ilse: Hamburg: 8 

Übersichten und 38 Tabellen im Text., 2. Auflage Gotha 1999, S.72. 
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2.4 Die Chancen für die Wohnungsbaugenossenschaften nach dem Ersten 

Weltkrieg 

 

In den Jahren 1914 bis 1918 kam es zum Ersten Weltkrieg. Die Folgen der 

Verwüstungen und des Leiden 21  der Bevölkerung und die fatalen Folgen des 

Versailler Vertrages auf die deutsche Wirtschaft der Weimarer Republik22 verhalfen 

den Genossenschaften zum Erfolg. Menschen die sich nach finanzieller Sicherheit 

und einem warmen sozialen Umfeld sehnten, wurden in den 

Wohnungsbaugenossenschaften aufgefangen. Die beschränkte Haftung innerhalb 

der Wohnungsbaugenossenschaften und die akzeptablen Mieten lockten die 

Menschen in diesen finanziell unsicheren Zeiten an. 

Das deutsche Gebiet der Weimarer Republik, das von den wirtschaftlichen Folgen 

des Versaillers Vertrag betroffen war, wird anhand dieser Karte dargestellt: 

(Quelle: Putzger, Friedrich Wilhelm: Historischer Weltatlas, Velhagen, 89. Auflage 1965.) 

                                                             
21 Vgl. Hirschfeld, Gerhard: Enzyklopädie Erster Weltkrieg. Stuttgart, 2009, S. 769. 
22 Vgl. Kent, Bruce: The Spoils of War. The Politics, Economics, and Diplomacy of Reparations 1918–

1932. Clarendon, Oxford 1989, S. 220–223. 
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Im Umfeld der großen Städte entstanden weiträumige sogenannte “Siedler“-

Gebiete, in denen sich Bürger, die durch Krieg und Inflation verarmten, Land 

kostengünstig pachteten oder illegal aneigneten. Viele dieser Siedlungen brachten 

Wohnungsbaugenossenschaften hervor. Diese wurden von der Weimarer Republik 

durch ein staatliches Programm gefördert. 23  Diese Umstände verhalfen den 

Wohnungsbaugenossenschaften nach dem 19. Jahrhundert zum Erfolg. 

Die neu gegründeten Genossenschaften erwarben und bebauten Land, wie zum 

Beispiel in Dresden. Im Jahre 1917 wurde der “Bauverein Gartenheim“ gegründet. 

Der Vorstand erwarb zusammen mit dem „Dresdner Spar- und Bauverein“ ein 

Siedlungsgelände für ihre genossenschaftlichen Bauprojekte. Das Protokoll der 

Ratssitzung vom Januar 1919 besagt, dass das Bauland in Form des Erbbaurechts 

den Genossenschaften überlassen worden war.24  

Hier wird wieder deutlich, dass in Zeiten von Wohnungsnot und schwierigen 

finanziellen und sozialen Umständen die Wohnungsbaugenossenschaften eine 

Möglichkeit zur Selbsthilfe boten. 

 

2.5 Die „Gemeinnützlichkeitsverordnung“ der Weimarer Republik im Jahre 

1930 

 

„Auch die nicht offiziell als gemeinnützig anerkannten Baugenossenschaften  sind in ihrer 

inneren Struktur wohnungswirtschaftliche Unternehmen, die die Wohnungsversorgung für 

ihre Mitglieder nicht nach den Grundsätzen einer Kapitalanlage, einer Gewinnerzielung, 

einer Rentenversicherung betreiben, sondern die Wohnungen erstellen und bewirtschaften, 

um damit dem Wohnungsmarkt und der Wohnungsversorgung der Menschen das 

Nutzungsgut Wohnung bereitzustellen und für die gesamte langfristige Nutzerperiode 

überlassen.“  

(Brecht, Julius u. Klabunde, Erich: Wohnungswirtschaft in unserer Zeit. Hamburg, 1950 entnommen 

aus: Schwenke, Hans-J.: 75 Jahre Hamburger Lehrer-Baugenossenschaft eG, von einer Selbsthilfe-

Einrichtung zu einem modernen Wohnungsunternehmen, auch im 21. Jahrhundert solide, zuverlässig 

und zeitgemäß. Hamburg, 2001, S.13.) 

Durch dieses Zitat wird deutlich, dass Wohnungsbaugenossenschaften schon vor 

der kommenden “Gemeinnützlichkeitsverordnung“, gemeinnützig handelten. So war 

in der Regel die Gemeinnützigkeit in ihren verschiedenen Formen in den 

                                                             
23 Vgl. Bernhardt, Christoph: Wir bauen eine neue Stadt: Im Verein gegen die Wohnungsnot: Zur Renaissance 

einer mehr als 100 Jahren alte Idee. In Die Zeit, 23.05 2013. 
24 Vgl. Kein Autor: Zur Geschichte der Bau- und Wohnungsgenossenschaften. Im Internet: 

http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf, S. 

12 letzter Zugriff 18.06.2017 14:00 Uhr. 

http://www.wgaufbau-dresden.de/fileadmin/user_upload/wgadresden/Entstehung-Genossenschaften.pdf
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Genossenschaftssatzungen bereits vorhanden. Es war nur eine Frage der Zeit bis 

die Genossenschaften rechtlich als gemeinnützig anerkannt wurden.  

Am 1. Dezember 1930 bekamen die Genossenschaften endlich gesetzlich 

verankert eine “Gemeinnützigkeitsverordnung“ von der Weimarer Republik. 25 

Dadurch erhielten die Wohnungsbaugenossenschaften Steuerbefreiung nach den 

jeweils gültigen Steuergesetzen.26 

Diese “Gemeinnützigkeitsverordnung“ besagte sinngemäß: Gegenstand des 

Unternehmens ist der Bau und die Bereitstellung von zweckmäßigen, gesunden und 

preiswerte Wohnungen für ihre Mitglieder. Dieser Gedanke war zwar schon eine der 

Grundlagen für das erste Genossenschaftsgesetz, jedoch hatte diese Grundlage zu 

jener Zeit keine rechtliche Verpflichtung. Durch die Änderung des Gesetztes wurde 

der genossenschaftliche Wohnungsbau nachhaltig für das 20. Jahrhundert 

geprägt.27 Der Begriff der „preiswerten Wohnung“ im Gesetz bezeichnete nicht eine 

billige Wohnung, sondern beschrieb das Bestreben der Genossenschaften den 

Mitgliedern Wohnraum nur zu den benötigten Verwaltungskosten zu überlassen. 

Die “Gemeinnützigkeitsverordnung“ beeinflusste die wirtschaftliche Entwicklung der 

Wohnungsbaugenossenschaften positiv. Da sie als gemeinnützig galten erhielten 

sie umfängliche Steuerbefreiungen (Vgl. Oben). Damit standen sie wirtschaftlich für 

ihre Mieter besser da als die gewinnerorientierten Unternehmen. 

 

2.6 Einflüsse des nationalsozialistischen Regimes und des Zweiten 

Weltkrieges auf die Wohnungsbaugenossenschaften bis zum Jahre 1945 

 

Der Aufschwung der Wohnungsbaugenossenschaften wurde jedoch abrupt durch 

den aufsteigenden Nationalsozialismus und den Zweiten Weltkrieg ausgebremst. 

Die Genossenschaften, die sich in den letzten 30 Jahren entwickelt hatten, wurden 

von dem neuen nationalsozialistischen Regime gleichgeschaltet. Das geschah im 

April 1933 durch “Gleichschaltungsaktionen“ im gesamten deutschen Reich. Damit 

sollte das Führerprinzip auch im Wohnungsbaubereich verankert werden. Für diese 

                                                             
25 Vgl. Kunhert, Jan u. Leps, Olof: Neue Wohnungsgemeinnützlichkeit: Wege zu langfristig preiswerten und 

Zukunftsgerechtem Wohnraum. VS Verlag für Sozialwissenschaften, 2017, S. 45. 
26 Vgl. (wie Anm. 25), S. 47. 
27 Vgl. Vgl. Kunhert, Jan u. Leps, Olof: Neue Wohnungsgemeinnützlichkeit: Wege zu langfristig preiswerten 

und Zukunftsgerechtem Wohnraum. VS Verlag für Sozialwissenschaften, 2017, S. 41-43 u. 45-49. 
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Aktionen wurde das “Gesetz zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im 

Wohnungswesen“ im Juli 193328 erlassen.  

Dieses Gesetz erlaubte dem Regime politische, religiöse oder rassisch ungewollte 

Vertreter im Bereich der Baugenossenschaften zu entfernen. Zu diesen Vertretern 

gehörten meist Vorstands-, Aufsichtsratsvorsitzende und Geschäftsführer. Danach 

wurden dem Regime freundlich gegenüberstehende Führungspersönlichkeiten 

eingesetzt, die dann in das Genossenschaftsregister der Amtsgerichte eingetragen 

wurden. Damit war die Gleichschaltung der Genossenschaften an das Regime 

abgeschlossen.29  

Jedoch konnten sich einige Wohnungsgenossenschaften der Gleichschaltung 

durch das nationalsozialistische System entziehen. Einige Vorstandmitglieder traten 

bei der Gleichschaltung einfach in die NSDAP ein und konnten so Vorstände der 

Wohnungsbaugenossenschaften bleiben. Auch wechselten manche Wohnungs-

baugenossenschaften den bestehenden Vorstand durch Mitglieder aus, die bereits 

in der NSDAP waren.30  

Die generelle Ablehnung des nationalsozialistischen Regimes gegenüber den 

Wohnungsbaugenossenschaften führte dazu, dass es keine Neugründungen mehr 

gab.  

„Am 16. Februar 1940 erließ die nationalsozialistische Regierung ein „Neubau-

verbot“ und leitete damit das Ende des zivilen Wohnungsbaus ein.“ (Burkhardt, Helge: 

2.Kapitel: Hamburger Wohnungsbaugenossenschaften. 11. Unterkapitel: Die Zeit des 

Nationalsozialismus 1933 bis 1945. In: Heinrich-Kaufmann-Stiftung (Hrsg.):  Beiträge zur 6. Tagung 

zur Genossenschaftsgeschichte am 28. Und 29. Oktober 2011 im Museum der Arbeit in Hamburg. 

Norderstadt, 2012 (E-Book keine Seitenzahl)). 

Im Zweiten Weltkrieg wurden dann viele Bestände der Wohnungsbaugenossen-

schaften zerstört. Dies führte bei einigen Wohnungsbaugenossenschaften sogar 

zur Auflösung, da ihre Bestände vollkommen von den Bomben zerstört waren und 

nur noch Vorkriegshypotheken und Grundstückswerte gegeneinander gerechnet 

werden konnten.31 

                                                             
28 Vgl. Wissenschaftliche Dienste des Bundestages (Hrsg.): Gemeinnützigkeit der Wohnungswirtschaft. Berlin, 

2013, S. 4. 
29 Vgl. Brendel, Marvin: “Führerprinzip“ statt Selbstverwaltung: Genossenschaften in der NS-Zeit: 

Gleichschaltung. Artikel im Internet: http://genossenschaftsgeschichte.info/genossenschaften-ns-zeit-

gleichschaltung-648, letzter Zugriff 18.06.2017 17:30 Uhr. 
30 Vgl. Burkhardt, Helge: 2.Kapitel: Hamburger Wohnungsbaugenossenschaften. 11. Unterkapitel: Die Zeit des 

Nationalsozialismus 1933 bis 1945. In: Heinrich-Kaufmann-Stiftung (Hrsg.):  Beiträge zur 6. Tagung zur 

Genossenschaftsgeschichte am 28. Und 29. Oktober 2011 im Museum der Arbeit in Hamburg. Norderstadt, 

2012 (E-Book keine Seitenzahl). 
31 Vgl. (wie Anm. 30). 

http://genossenschaftsgeschichte.info/genossenschaften-ns-zeit-gleichschaltung-648
http://genossenschaftsgeschichte.info/genossenschaften-ns-zeit-gleichschaltung-648
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Bis zum Ende des Krieges 1945 waren die Wohnungsbaugenossenschaften 

handlungsunfähig. 

Deutlich wird wie viel Einfluss die politischen Umstände auf die Entwicklung und die 

Verbreitung von Wohnungsbaugenossenschaften haben. 

 

2.7 Die “Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften“ der DDR nach 1945 

 

Für die Genossenschaften wichtig war die Direktive der DDR vom Juli 1950, die den 

ersten Fünfjahresplan für die Jahre 1951 bis 1955 festlegte.32 Dieser forderte den 

Bau von neuen Wohnungsbauten in der DDR, die teilweise auch von 

Wohnungsbaugenossenschaften errichtet wurden. Genauso wichtig war auch die 

“Verordnung über die weitere Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 

der Arbeiter und Rechte der Gewerkschaften“ vom 10. Dezember 1953. Diese 

Verordnung enthielt die Bildung von Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften und 

ihre staatliche finanzielle Förderung.33  

Die Wohnungsbaugenossenschaften wurden bereits im Jahre 1950 seitens des 

Staates umgebildet. Und durch die neuen “Arbeiterwohnungsbaugenossen-

schaften“ ersetzt. Diese konnten gemäß Verordnungen der Jahre 1953,1954 und 

1957 gegründet werden und leiteten eine neue Entwicklung im Bereich der 

“sozialistischen Wohnungsbaugenossenschaften“ ein.34  

Am Ende des Jahres 1954 waren bereits 270 Arbeiterwohnungsbaugenossen-

schaften in der DDR gegründet. Diese stiegen dann um 470 weitere Gründungen in 

den nächsten 4 Jahren an. Die Anzahl der Mitglieder betrug am Ende des Jahres 

1958 rund 74.000.35  

Der wesentliche Grund für die Beliebtheit von Arbeiterwohnungsbaugenossen-

schaften war die schnelle Bereitstellung von Wohnraum in der Zeit der allgemeinen 

Wohnungsnot nach dem Zweiten Weltkrieg.  Die schnelle Bereitstellung von 

Wohnraum konnte nur geleistet werden, weil den Genossenschaften kostenfreies 

                                                             
32 Vgl. Wissenschaftlichen Dienste des deutschen Bundestages (Hrsg.): Geschichte und Bedeutung der 

Wohnungsbaugesellschaften der DDR. Berlin, 2007, S. 3. 
33 Vgl. Wissenschaftlichen Dienste des deutschen Bundestages (Hrsg.): Geschichte und Bedeutung der 

Wohnungsbaugesellschaften der DDR. Berlin, 2007, S. 3. 
34 Vgl. Brendel, Marvin: Die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften der DDR. Artikel im Internet: 

http://genossenschaftsgeschichte.info/arbeiterwohnungsbaugenossenschaften-der-ddr-814, letzter Zugriff 

19.06.2017 17:00 Uhr. 
35 Vgl. Brendel, Marvin: Die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften der DDR, Kapitel: AWG erleben 

“Gründerboom“. Artikel im Internet: 

http://genossenschaftsgeschichte.info/arbeiterwohnungsbaugenossenschaften-der-ddr-814, letzter Zugriff 

19.06.2017 17:00 Uhr. 

http://genossenschaftsgeschichte.info/arbeiterwohnungsbaugenossenschaften-der-ddr-814
http://genossenschaftsgeschichte.info/arbeiterwohnungsbaugenossenschaften-der-ddr-814
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Bauland zur dauerhaften Nutzung vom Staat zugewiesen wurde. Dieses Bauland 

blieb jedoch im Staatseigentum und wurde somit defacto vom Staat an die 

Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften verpachtet.36 

Die “Verordnung über die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften“ wurde am 21. 

November 1963 erlassen. Nach Paragraph 2 handelte es sich bei den Arbeiter-

wohnungsbaugenossenschaften um werkverbundene Wohnungsunternehmen, 

dies hieß, dass die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften von den Betrieben 

verwaltet wurden. Die verwaltenden Betriebe wurden als “Träger-

betriebe“ bezeichnet. Mitarbeiter dieser Betriebe wurden vorzugsweise 

Genossenschaftsmitglieder und Bewohner der Arbeiterwohnungsbau-

genossenschaft, damit sollte erreicht werden, dass sich die Mitarbeiter mit dem 

Betrieb identifizierten.37  

Die neuen “Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften“ bedeuteten eine Entwicklung 

der Wohnungsbaugenossenschaften zu einer sozialistischen Struktur, die sich eher 

um die Bereitstellung von Wohnraum für die Arbeiterschaft der Betriebe kümmerte. 

Die Mitglieder mussten vor dem Eintritt eine Selbsthilfe einbringen. Diese Praxis 

wich von der normalen Verwaltung von Wohnungsbaugenossenschaften ab. Die 

Selbsthilfe drückte sich in der Regel als selbsterbrachte Arbeitskraft für das 

Bauprojekt oder für das allgemeine Baugewerbe aus. Sie musste außerdem neben 

der normalen Berufsarbeit ausgeführt werden und betrug häufig mehrere hundert 

Stunden. Nach dem Erwerb der Genossenschaftsanteile und der erbachten 

Selbsthilfe konnte eine moderne Wohnung üblicherweise schon nach drei Jahren 

bezogen werden. Dagegen erfolgte eine normale kommunale Zuweisung für eine 

Wohnung meist erst nach neun Jahren.38 

Jedoch ging der genossenschaftliche Wohnungsbau bald wieder spürbar zurück. 

Während noch in den Jahren 1962 und 1963 jede zweite Neubauwohnung von 

Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften errichtet worden war, waren es gegen 

1970 nur noch ein Fünftel der Neubauten. Der Grund dafür war die Wirtschaftspolitik 

der DDR, die neue Industriegebiete zusammen mit den Arbeiterwohnungen 

                                                             
36 Vgl Brendel, Marvin: Die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften der DDR, Kapitel: AWG erleben 

“Gründerboom“. Artikel im Internet: 

http://genossenschaftsgeschichte.info/arbeiterwohnungsbaugenossenschaften-der-ddr-814, letzter Zugriff 

19.06.2017 17:30 Uhr. 
37 Vgl. Wissenschaftlichen Dienste des deutschen Bundestages (Hrsg.): Geschichte und Bedeutung der 

Wohnungsbaugesellschaften der DDR. Berlin, 2007, S. 5. 
38 Vgl. Brendel, Marvin: Die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften der DDR, Kapitel: Notwendige 

Eigenleistung der Mitglieder. Artikel im Internet: 

http://genossenschaftsgeschichte.info/arbeiterwohnungsbaugenossenschaften-der-ddr-814 letzter Zugriff 

19.06.2017. 

http://genossenschaftsgeschichte.info/arbeiterwohnungsbaugenossenschaften-der-ddr-814
http://genossenschaftsgeschichte.info/arbeiterwohnungsbaugenossenschaften-der-ddr-814
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vorplante und somit den Genossenschaften potenzielle Bauprojekte zunichte-

machte. Gegen Ende der DDR betrug der Bestand der Arbeiterwohnungsbau-

genossenschaften rund eine Millionen Wohnungen und jeder sechste DRR-Bürger 

wohnte in einer solchen Wohnung. 

In der BDR vollzog sich im Gegensatz zur DDR keine weitere Entwicklung der 

Wohnungsbaugenossenschaften. Diese blieben rechtlich auf dem Stand von 1889. 

 

2.8 Die Veränderung der Wohnungsbaugenossenschaften nach der 

Wiedervereinigung bis heute 

 

Nach dem Fall der Mauer kam es nur noch zu wenigen großen Änderungen an der 

Grundfunktionsweise von Wohnungsbaugenossenschaften.  

Die letzte Änderung im Genossenschaftsgesetz fanden 2006 statt und umfasste vier 

wichtige Punkte für die Wohnungsbaugenossenschaften:39  

- drei statt sieben Gründungsmitglieder sind ausreichend,40 

- kapitaleinlagen können in Form von Sacheinlagen, das heißt materielle oder 

immaterielle Vermögensgegenstände, getätigt werden,41 

- Genossenschaften bis 20 Mitglieder müssen nur ein Vorstandsmitglied 

wählen und können auf einen Aufsichtsrat verzichten,42 

- kleine Genossenschaften mit einer Bilanzsumme bis zu einer Millionen Euro 

sollen Prüfungserleichterungen erhalten.43 

Die Änderungen halfen besonders den Verwaltungen der kleinen Wohnungsbau-

genossenschaften. 

 

  

                                                             
39 Vgl. Bundestag (Hrsg.): Gesetz zur Einführung der Europäischen Genossenschaft und zur Änderung des 

Genossenschaftsrechts. Artikel 3, Bundesgesetzblatt, 2006. Im Internet: 

http://www.buzer.de/gesetz/7328/a144653.html letzter Zugriff 19.06.2017 12:00 Uhr. 
40 Vgl. (wie Anm. 39) § 4 Mindestanzahl der Mitglieder. 
41 Vgl. (wie Anm. 39) § 7a c) (3) Mehrere Geschäftsanteile; Sacheinlagen. 
42 Vgl. (wie Anm. 39) § 9 a) Vorstand; Aufsichtsrat und §24 Vorstand. 
43 Vgl. (wie Anm. 39) § 53 Abs. 2 Satz 1 Pflichtprüfung. 

http://www.buzer.de/gesetz/7328/a144653.htm
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2.9 Zusammenfassung 

 

Der genossenschaftliche Wohnungsbau in Deutschland entstand durch die 

Anstrengung der Menschen sich selbst eine bessere Wohnungssituation zu 

schaffen. Dies war die Reaktion auf die Wohnungsnöte und die sozialen Umbrüche 

in den verschiedenen Zeiten (vgl. Kapitel 2.1 u.2.4). 

Die Entwicklung der Wohnungsbaugenossenschaften wurde und wird beeinflusst 

durch die Gesetzgebung und die politischen Umstände. Diese Einflüsse wirken sich 

positiv oder negativ auf den Erfolg der Wohnungsbaugenossenschaften aus (vgl. 

Kapitel 2.2, 2.3, 2.5 u. 2.8). 

Der genossenschaftliche Wohnungsbau versuchte meist den finanziell Schwachen 

durch Bereitstellung von Wohnraum zu helfen und verhielt sich dabei gemeinnützig 

und nicht gewinnorientiert (vgl. Kapitel 2.1 u. 2.5). 

Rückblickend kann der Erfolg von Wohnungsbaugenossenschaften ein Indikator für 

aufsteigende Wohnungsnot und Mietwucher sein (vgl. Kapitel 2.1 u. 2.4).  
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3. Funktionsweise des genossenschaftlichen Wohnungsbaus und 

Wohnens als ein Sonderfall von Genossenschaften 

 

 

3.1 Grundlagen einer Genossenschaft 

 

Um die Funktionsweise des genossenschaftlichen Wohnungsbaus und Wohnens 

zu verstehen, muss zunächst geklärt werden, was eine Genossenschaft eigentlich 

ist. 

Das Genossenschaftsgesetz definiert eine Genossenschaft wie folgt: 

„Gesellschaften von nicht geschlossener Mitgliederzahl, deren Zweck darauf gerichtet ist, 

den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder oder deren soziale oder kulturelle Belange 

durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern (Genossenschaften).“ 

(Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz: Gesetz betreffend die Erwerbs- 

und Wirtschaftsgenossenschaften (Genossenschaftsgesetz – GenG) § 1 Wesen der 

Genossenschaft (1)) 

Durch das Ziel der Förderung der Mitglieder wird der Gedanke zur Gewinn-

maximierung oder -optimierung untergraben. Das führt dazu, dass keine 

Gewinnorientierung innerhalb der Genossenschaften stattfindet und nur eine 

aufwandsdeckende Entschädigung angestrebt wird. 44 Dies bedeutet aber auch, 

dass die Genossenschaften nach innen gerichtet sind und die Förderung der 

Mitglieder auch durch deren eingebrachte Selbsthilfe erreicht wird. 

Anhand dieses Zitates, wird die Geleichberechtigung innerhalb von 

Genossenschaften verdeutlicht: 

„Der Charakter der Genossenschaft kommt zum Ausdruck: (1) In der Gleichberechtigung der 

Mitglieder untereinander ohne Rücksicht auf die Höhe ihrer Kapitalbeteiligung an der 

Genossenschaft sowie in der Selbstverwaltung durch die Genossenschaftsorgane.“ 

(Springer Gabler Verlag (Herausgeber), Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: 

Genossenschaft, online im 

Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html letzter 

Zugriff 14.06.2017 10:00 Uhr.) 

 

                                                             
44 Vgl. Ostermann, Rainer u. Wischmann, Frank: Basiswissen Ökonomie – Theorie, Technik, 

Transfer. Herdecke, 2008, S. 32. 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html
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Dies bedeutet für eine Genossenschaft, dass ihre Mitglieder nicht nur Mitarbeiter 

oder Kunden sind. Die Mitglieder werden durch den Eintritt in die Genossenschaft 

zu vollwertigen Teilhabern an der Genossenschaft, unabhängig von der Höhe ihrer 

Genossenschaftsanteile. Dies drückt auch das “Identitätsprinzip“ der Genossen-

schaft aus, welches das Mitglied gleichzeitig als Kunde (oder Mitarbeiter) und 

Teilhaber der Genossenschaft beschreibt.45 Somit vertritt das Mitglied nicht nur sein 

Interesse als Kunde (oder Mitarbeiter), sondern auch als Teilhaber, gegenüber der 

Genossenschaft. 

Der Einfluss der Genossenschaftsmitglieder auf die Genossenschaft wird deutlich, 

wenn man die oben im Zitat erwähnten Genossenschaftsorgane betrachtet. So ist 

der erste Teil der Genossenschaftsorgane die General- oder Vertreterversammlung, 

in denen sich die Mitglieder zusammenfinden, um über beispielsweise die Wahl 

oder Abberufung des Vorstandes zu entscheiden. Dies drückt das Prinzip der 

Selbstverantwortung und Selbstverwaltung aus. Die Versammlungen werden vom 

Vorstand einberufen. Es gilt das Mehrheitsstimmenrecht bei Wahlen und 

Beschlüssen. Falls die Genossenschaft mehr als 1.500 Mitglieder hat, ist es ihnen 

freigestellt eine Vertreterversammlung einzurichten.46 Die Wahlberechtigung in den 

General- oder Vertreterversammlungen bedeutet im Rückschluss, dass die 

Mitglieder der Genossenschaft einen großen Einfluss auf deren Entwicklung haben. 

Finanziert wird eine Genossenschaft über Genossenschaftsanteile, die durch die 

Genossenschaftsmitglieder erworben werden.  

„Das (Eigen-)Kapital der Genossenschaft wird über die Geschäftsanteile bzw. 

Genossenschaftsanteile der Mitglieder (Genossen) aufgebracht. Die Höhe eines 

Kapitalanteils wird in der Satzung festgelegt.“ 

(http://www.welt-der-bwl.de/Eingetragene-Genossenschaft, Abschnitt Geschäftsanteil / 

Genossenschaftsanteil, letzter Zugriff 14.06.2017 11:30 Uhr) 

Die Geschäftsanteile der Mitglieder stellen das Grundvermögen einer 

Genossenschaft dar und zeigen auf, dass sich die Genossenschaft über das Prinzip 

der Selbstfinanzierung Kapital verschafft. Kommt es zu laufenden Kosten innerhalb 

einer Genossenschaft, werden diese Ausgaben durch die Mitglieder gedeckt, als 

Teil ihrer satzungsmäßigen Pflichten. Diese Pflichten werden in der Regel während 

                                                             
45 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Hrsg.): Bericht der 

Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften Potenziale und Perspektiven. Dessau, 2004, Kapitel 1.2.4 

soziale und kulturelle Leistungen. 
46 Vgl. Springer Gabler Verlag (Hrsg.): Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: Genossenschafts-organe, online 

im Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/5854/genossenschaftsorgane-v7.html letzter Zugriff 

14.06.2017 11:00 Uhr. 

http://www.welt-der-bwl.de/Eingetragene-Genossenschaft
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/5854/genossenschaftsorgane-v7.html
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der Genossenschaftsgründung in der Satzung festgelegt. Das Kapital der 

Genossenschaft wird dann zur Interessenswahrung der Mitglieder eingesetzt. 

Es muss jedoch gefragt werden, was im Falle der Insolvenz mit den Geldern der 

Genossenschaft und dem Vermögen der Mitglieder geschieht. An erster Stelle ist 

die Genossenschaft für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem vollen Vermögen haftbar.47 

Erst an zweiter Stelle können die Mitglieder der Genossenschaft in drei 

verschiedenen Stufen haftbar gemacht werden: 

1. „Die Mitglieder haften für die Schulden der Genossenschaft mit ihrem ganzen 

Vermögen; 

2. Die Mitglieder haften mit der in der Satzung festgelegten Haftsumme; 

3. Die Mitglieder haften nur mit dem Geschäftsanteil.“ 

(Springer Gabler Verlag (Herausgeber), Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: 

Genossenschaft, online im 

Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html letzter 

Zugriff 14.06.2017 12:30 Uhr) 

Welche Regelung zutrifft wird von der Genossenschaft in der Satzung festgelegt 

und bezieht sich dabei auf das Genossenschaftsgesetzt § 22a Nachschusspflicht, 

§ 105 Nachschusspflicht der Mitglieder und § 119 Bestimmung der Haftsumme.48 

Somit ist es von der Genossenschaft abhängig in welcher Höhe das einzelne 

Mitglied für die Insolvenz selbiger haftbar ist. Im besten Fall haftet das Mitglied nur 

mit seinem Genossenschaftsanteil und muss sich keine Sorgen machen, dass es 

sein sonstiges Vermögen im Falle der Insolvenz verliert. 

Um sicherzustellen, dass die Interessen der Genossenschaftsmitglieder gewahrt 

bleiben und der Ernstfall der Insolvenz möglichst nicht eintritt finden regelmäßige 

Prüfungen statt. 

 

3.1.1 Prüfung der Genossenschaften und die Wahrung der Interessen der 

Genossenschaftsmitglieder 
 

Die Prüfungen der Genossenschaften zeigen auf, wie schwierig es für selbige ist, 

sich gegen die Interessen der Mitglieder zu entscheiden. Ein Prüfer wird gemäß § 

53 des Genossenschaftsgesetzes gestellt und überprüft die wirtschaftlichen 

Verhältnisse, sowie die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung.49 Dazu erhält er 

                                                             
47 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.): Genossenschaftsgesetz. Zuletzt 

geändert 11.04.2017, § 2 Haftung für Verbindlichkeiten. 
48 Vgl. (wie Anm. 47), §§§ 22a, 105, 119. 
49 Vgl. (wie Anm. 47), § 53 Pflichtprüfung. 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html
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nach § 57 des Genossenschaftsgesetztes volle Einsicht in die Bücher und Schriften 

der Genossenschaft. Außerdem sieht er den Kassenbestand und die Wertpapiere 

ein. Falls die Einsichten nicht für eine vollständige Prüfung ausreichen, muss der 

Vorstand alle Aufklärungen und Nachweise liefern, die der Prüfer verlangt.50 Die 

Genossenschaft ist nach § 53 des Genossenschaftsgesetztes alle zwei Geschäfts-

jahre zu prüfen. Bei größeren Genossenschaften kann die Prüfung auch jährlich 

stattfinden.51 Die regelmäßigen Prüfungen stellen eine Kontrolle der finanziellen 

Systeme der Genossenschaft dar. So soll sichergestellt werden, dass die Mitglieder 

Schutz vor finanziellem Betrug seitens der Leitung der Genossenschaft haben. 

Im Rahmen der Prüfung wird auch auf die Einhaltung des ersten Paragraphen des 

Genossenschaftsgesetztes geachtet. Insbesondere wird geprüft, ob die Genossen-

schaft ihrer Pflicht nachkommt, ihre Mitglieder zu fördern.52 Ohne die Förderung der 

Mitglieder wäre nämlich das Unternehmen nicht mehr als Genossenschaft definiert. 

Durch diese Prüfungen können die Genossenschaftsmitglieder sicher sein, dass 

ihre Interessen innerhalb der Genossenschaft gewahrt bleiben. 

 

3.1.2 Pflichten der Genossenschaften gegenüber ihren Mitgliedern 

 

Wie im vorherigen Abschnitt schon erwähnt, besteht die größte Pflicht der 

Genossenschaft darin, die Interessen ihrer Mitglieder durch gemeinschaftlichen 

Betrieb zu fördern. Dies kann der Erwerb oder die Wirtschaft der Mitglieder oder 

deren soziale oder kulturelles Belangen sein.53 Damit ist die Genossenschaft ganz 

den Interessen der Mitglieder verschrieben. Zu den Pflichten der Genossenschaft 

gehört es, die Mitglieder anhand von Jahresabschlüssen und Lageberichten 

innerhalb der Generalversammlung nach § 33 des Genossenschaftsgesetztes zu 

unterrichten.54 Dies ist wichtig für die Mitglieder der Genossenschaft, um über die 

Entwicklung selbiger informiert zu sein und begründete Entscheidungen anhand der 

vorgelegten Daten in der Generalversammlung treffen zu können. Dies ist ein 

Beispiel für die finanzielle Verantwortung der Genossenschaft gegenüber ihren 

Mitgliedern. 

Der Aufsichtsrat ist zuständig für die Unternehmensführung und hat somit die 

Verpflichtung die Genossenschaft im Sinne der Mitglieder zu führen. Er wird durch 

                                                             
50 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.): Genossenschaftsgesetz. Zuletzt 

geändert 11.04.2017, § 57 Prüfungsverfahren. 
51 Vgl. (wie Anm. 50), § 53 Pflichtprüfung. 
52 Vgl. (wie Anm. 50), § 1 Wesen der Genossenschaft. 
53 Vgl. (wie Anm. 50), § 1 Wesen der Genossenschaft. 
54 Vgl. (wie Anm. 50), § 33 Buchführung (1). 
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die Generalversammlung gewählt und muss sich aus mindestens drei Mitgliedern 

zusammensetzten. Die Personen des Aufsichtsrates müssen Mitglieder der 

Genossenschaft sein. Sie können auch durch die Satzung der Genossenschaft 

weitere Entscheidungsbefugnisse, wie zum Beispiel der Festlegung der 

Kredithöchstgrenzen, erhalten55. Die vorrangige Pflicht des Aufsichtsrates ist die 

vernünftige Führung der Genossenschaft und die Förderung der Interessen der 

Mitglieder. Hier besteht der genossenschaftliche Gedanke zur Selbstverantwortung, 

weil die Mitglieder der Genossenschaft die Unternehmungsführung selbst wählen 

können. 

Der Vorstand unterliegt ähnliche Prinzipien der Unternehmensführung wie der 

Aufsichtsrat. Er hat aber im Gegensatz zum Aufsichtsrat die Pflicht, die 

Genossenschaft gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten.56 Damit ist er das 

Gesicht der Genossenschaft und deren Mitglieder. Er hat die soziale Verantwortung 

die Genossenschaft nach außen gut darzustellen und damit der Genossenschaft 

und deren Mitgliedern zu helfen. Der Vorstand besteht aus zwei Mitgliedern und 

wird durch die Generalversammlung gewählt oder abgesetzt.57 

Zusammengefasst hat die Genossenschaft im Allgemeinen die Pflicht die 

Interessen der Mitglieder zu fördern. Dabei haben die Organisationsorgane die 

Aufgabe, sich um den finanziellen und sozialen Aspekt der Genossenschaft zu 

kümmern. 

 

3.1.3 Rechte und Pflichten der Genossenschaftsmitglieder 
 

Das Genossenschaftsmitglied kann sein Recht auf Mitbestimmung auf der 

Generalversammlung der Genossenschaft ausüben. Dies steht ihm als Teilhaber 

an der Genossenschaft nach § 43 des Genossenschaftsgesetztes zu. 58  Das 

Mitglied hat das Recht die Einrichtungen der Genossenschaft nutzen zu können, 

die ihm nach der Satzung der Genossenschaft zustehen.59 Dies kann zum Beispiel 

die Nutzung einer Wohnung innerhalb einer Wohnungsbaugenossenschaft sein. Da 

                                                             
55 Vgl. Springer Gabler Verlag (Hrsg.): Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: Genossenschafts-organe, online 

im Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/5854/genossenschaftsorgane-v7.html letzter Zugriff 

14.06.2017 15:00 Uhr  
56 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.): Genossenschaftsgesetz. Zuletzt 

geändert 11.04.2017, § 24 Vorstand. 
57 Vgl. (wie Anm. 56), § 24 Vorstand. 
58 Vgl. (wie Anm. 56), § 43 Generalversammlung; Stimmrecht der Mitglieder. 
59 Vgl. Springer Gabler Verlag (Hrsg.): Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: Genossenschaft, online im 

Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html, letzter Zugriff 14.06.2017 

19:00 Uhr. 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/5854/genossenschaftsorgane-v7.html
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html
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die Genossenschaften keine Gewinne einbehalten dürfen, wird der finanzielle 

Überschuss an die Mitglieder ausgeschüttet. Dies beschreibt das Recht des 

Mitgliedes auf Gewinnbeteiligung.60 

Doch die Rechte gehen mit Pflichten einher, die jedes Mitglied einer 

Genossenschaft erfüllen muss. So ist die Pflicht eines Mitgliedes mindestens einen 

Genossenschaftsanteil zu haben. 61  Damit erwirbt er das Recht, Teil der 

Genossenschaft zu sein. Die Genossenschaftsanteile werden an die Mitglieder 

nach deren Austritt wieder zurückerstattet. 62  Falls die Genossenschaft im 

schlimmsten Fall Insolvenz anmeldet, ist es die Pflicht des Mitgliedes mit seiner 

festgelegten Haftungssumme die Genossenschaft zu unterstützen. 63  Weitere 

Pflichten werden individuell in der Satzung der Genossenschaften aufgeführt und 

beziehen sich auf deren Tätigkeiten. Dies wäre zum Beispiel der Fall, wenn 

Genossenschaftsmitglieder Miete als Aufwandsentschädigung an die 

Wohnungsbaugenossenschaften zahlen. 

 

3.1.4 Vorteile und Nachteile von Genossenschaften anhand eines 

Vergleiches mit kommerziellen Unternehmen 

 

Den größten Kontrast zu den Genossenschaften stellen die kommerziellen 

Unternehmen dar. Durch den Vergleich dieser zwei Wirtschaftssysteme können die 

Vor- und Nachteile der Genossenschaften prägnant dargestellt werden. Hierzu wird 

Bezug auf Kapitalgesellschaften genommen, insbesondere auf die Rechtsform der 

GmbH, die am häufigsten in Deutschland genutzt wird.64  

Die GmbH besitzt im Gegensatz zur Genossenschaft keinen gesetzlich genau defi-

nierten Zweck.65 Die Genossenschaft hingegen muss als Grundsatz die Interessen 

der Mitglieder fördern. Dies führt dazu, dass eine Genossenschaft im Vergleich zur 

GmbH nicht vollständig kommerziell sein kann. 66  So findet keine 

Gewinnorientierung innerhalb der Genossenschaften statt. Dagegen können 

kommerzielle Unternehmen, wie eine GmbH, Gewinne durch den Verkauf von 

                                                             
60 Vgl. (wie Anm. 59), letzter Zugriff 14.06.2017 19:30 Uhr. 
61 Vgl. (wie Anm. 59), letzter Zugriff 14.06.2017 19:45 Uhr. 
62 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.): Genossenschaftsgesetz. Zuletzt 

geändert 11.04.2017, § 73 Auseinandersetzung mit ausgeschiedenem Mitglied. 
63 Vgl. (wie Anm. 59), letzter Zugriff 14.06.2017 19:45 Uhr. 
64 Vgl. Kornblum, Udo: Bundesweite Rechtstatsachen zum Unternehmens- und Gesellschaftsrecht. GmbHR, 

2016, S. 691-701. 
65 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz u. Juris GmbH (Hrsg.): Gesetz betreffend die 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung. Zuletzt geändert 10.05.2016, § 1, Zweck; Gründerzahl. 
66 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz u. Juris GmbH (Hrsg.): Gesetz betreffend die 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung. Zuletzt geändert 10.05.2016, § 1, Zweck; Gründerzahl. 
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Waren oder Dienstleistungen erzielen.67 Im Vergleich dazu werden die Kosten einer 

Genossenschaft durch eine aufwandsdeckende Entschädigung ausgeglichen. 68 

Dies ist ein Teil der Pflichten der Genossenschaftsmitglieder.69  

Aus dem Vergleich der Grundprinzipien ergeben sich folgende Vor- und Nachteile 

für die Genossenschaften: 

Nachteile 

Genossenschaften 

- sind eingeschränkt in ihrer Flexibilität, 

- haben wenige Anwendungsbereiche, 

- können nicht effektiv expandieren, 

- können keine Rücklagen bilden, 

- sind finanziell von ihren Mitgliedern abhängig. 

 

Vorteile 

Genossenschaften 

- sind sehr zielgerichtet, durch die Definition ihres Zwecks, 

- bieten die Möglichkeit zur Selbsthilfe, 

- stellen die Förderung ihrer Mitglieder in den Mittelpunkt, 

- haben wenig Möglichkeiten zur Ausbeutung ihrer Mitglieder, 

- haben keine Abhängigkeit zu außenstehenden Kunden. 

 

Die Mitglieder einer Genossenschaft sind nicht nur Mitarbeiter oder Kunden. Die 

Mitglieder werden durch den Eintritt in die Genossenschaft zu vollwertigen 

Teilhabern an der Genossenschaft, unabhängig von der Höhe ihrer 

Genossenschaftsanteile. Somit hat jedes Mitglied der Genossenschaft Einfluss auf 

die Entwicklung der Genossenschaft. Bei einer GmbH wiederum, muss ein 

Mitarbeiter oder Kunde Geschäftsanteile am Unternehmen erwerben, um ein 

Stimmenrecht zu bekommen. Jedoch ist das Stimmenrecht abhängig von der Größe 

                                                             
67 Vgl. Merk, Gerhard: Programmierte Einführung in die Volkswirtschaftslehre. Bd. 1: Grundlagen. Wiesbaden 

(Gabler), 1974, S. 61-63. 
68 Vgl. Ostermann, Rainer u. Wischmann, Frank: Basiswissen Ökonomie – Theorie, Technik, Transfer. 

Herdecke, 2008, S. 32. 
69 Springer Gabler Verlag (Hrsg.): Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: Genossenschaft, online im 

Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html, Abschnitt III. c) (3), letzter 

Zugriff 14.06.2017 20:00 Uhr. 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html
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der Geschäftsanteile.70 Die Versammlungen der beiden Wirtschaftssysteme läuft 

ähnlich ab und hat nur den Unterschied, dass bei der GmbH eine einzelne Person 

alle Stimmrechte haben kann.71 Bei einer Genossenschaft hat jedes Genossen-

schaftsmitglied in der Versammlung gleichberechtigt das Recht den Vorstand und 

den Aufsichtsrat zu wählen oder abzusetzen. Dies ist bei der 

Gesellschafterversammlung der GmbH anders, dort werden die Stimmen für den 

Geschäftsführer nach Größe der Gesellschaftsanteile bestimmt.72 Außerdem hat 

jedes Mitglied einer Genossenschaft das Recht die Einrichtungen der 

Genossenschaft nach der Satzung zu benutzen. In der GmbH haben die 

Gesellschafter dieses Recht nicht. Sie sind mehr an der Gewinnausschüttung ihrer 

Gesellschaftsanteile interessiert.73 Im Insolvenzfall sind bei den Genossenschaften 

und den GmbHs jeweils drei Möglichkeiten für die Teilhaber gegeben. Diese 

Möglichkeiten sind die vollständige Haftung, die beschränkte Haftung und die 

Haftung mit den Geschäftsanteilen.74 

Aus dem Vergleich der Rechte und Pflichten der Mitglieder einer Genossenschaft 

ergeben sich folgende Vor- und Nachteile: 

Nachteile: 

Die Mitglieder 

- haben kein großes Interesse daran, große Kapitaleinlagen in die Genossen-

schaft zu tätigen, 

- sind alle zur Mitbestimmung berechtigt und dies kann zu Uneinigkeit 

innerhalb der Genossenschaft führen, 

- können keinen größeren Einfluss auf die Genossenschaft ausüben, durch 

den Einkauf von mehreren Genossenschaftsanteilen, 

- erhalten nur in seltenen Fällen Gewinnausschüttungen, 

- könnten beim Insolvenzfall vollständig haftbar sein. 

  

                                                             
70 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.): Gesetz betreffend die Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften (Genossenschaftsgesetz – GenG). Zuletzt geändert 10.05.2016, § 47 

Abstimmung (2). 
71 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz u. Juris GmbH (Hrsg.): Gesetz betreffend die 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung. Zuletzt geändert 10.05.2016, § 48, Gesellschafterversammlung. 
72 Vgl. (wie Anm. 71), § 46, Aufgabenkreis der Gesellschafter. 
73 Vgl. (wie Anm. 71), § 58d Gewinnausschüttung. 
74 Vgl. (wie Anm. 71), § 26 Nachschusspflicht. 
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Vorteile: 

Die Mitglieder 

- sind alle gleichberechtigt im Sinne eines “Demokratischen Prinzips“, 

- ein Gefühl der gemeinschaftlichen Zugehörigkeit, 

- übernehmen Mitverantwortung innerhalb der Genossenschaft, 

- haben alle Einfluss auf die Entwicklung der Genossenschaft, 

- bestimmen den Vorstand und den Aufsichtsrat, 

- haben das Recht bestimmte Einrichtungen der Genossenschaft zu nutzen, 

- müssten im besten Fall bei Insolvenz der Genossenschaft nur mit ihren 

Anteilen haften, die meist niedrig sind, weil jedes Mitglied einen 

Genossenschaftsanteil hat. 

 

Nun werden die Unterschiede im Bereich der Kontrollmechanismen und der 

Führung des Unternehmens beleuchtet. Die Genossenschaften werden jedes 

zweite Jahr vollständig kontrolliert. Bei dieser Prüfung werden die wirtschaftlichen 

Verhältnisse, sowie die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung untersucht. 

Dabei wird auch geprüft, ob die Genossenschaft ihrer Aufgabe die Mitglieder zu 

fördern nachkommt. Dagegen findet in einer GmbH nur eine Kontrolle durch die 

Gesellschafter statt. Diese haben das Recht Einsicht in die Bücher und Schriften 

der GmbH zu erhalten. 75  Zur Führung des Unternehmens werden in den 

Genossenschaften der Vorstand und der Aufsichtsrat gewählt. Diese kümmern sich 

um den finanziellen und sozialen Aspekt der Genossenschaft. Sie sollen die 

Genossenschaft im Sinne der Mitglieder führen und verwalten. Dabei müssen der 

Vorstand und der Aufsichtsrat selber Mitglieder der Genossenschaft sein. Im 

Gegensatz dazu kann in einer GmbH von den Gesellschaftern ein Geschäftsführer 

gewählt werden, der kein Gesellschafter der GmbH ist. Dieser Geschäftsführer 

vertritt dann die GmbH gerichtlich und außergerichtlich. Er ist auch dafür zuständig 

einen Jahresabschluss und einen Lagerbericht den Gesellschaftern vorzulegen.76 

 

                                                             
75 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.): Gesetz betreffend die Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften (Genossenschaftsgesetz – GenG). Zuletzt geändert 10.05.2016, § 51a 

Auskunfts- und Einsichtsrecht. 
76 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz u. Juris GmbH (Hrsg.): Gesetz betreffend die 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung. Zuletzt geändert 10.05.2016, § 42a Vorlage des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts und § 46 Aufgabenkreis der Gesellschafter. 



30 
 

Aus diesem Vergleich der Kontrolle und Führung der Unternehmen gehen folgende 

Vor- und Nachteile der Genossenschaften hervor: 

Nachteile 

Genossenschaften 

- sind durch ihre Auflagen in ihren Tätigkeiten eingeschränkt, 

- haben eine wechselnde Führung, 

- können keine Führungspersönlichkeiten von außen bestellen. 

 

Vorteile 

Genossenschaften 

- bieten eine gewisse Sicherheit durch regelmäßige Prüfungen, 

- vertreten das Interesse der Mitglieder durch die Wahl der Führung, 

- haben eine Führung, die von allen Mitgliedern ausgewählt worden ist. 

 

3.2 Wohnungsbaugenossenschaften als spezielle Form der Genossenschaft  

 

Die Wohnungsbaugenossenschaft ist eine besondere Art der Genossenschaft77 

und besitzt ein klares definiertes Ziel. 

Das Ziel von Wohnungsbaugenossenschaften ist die gemeinschaftliche Schaffung 

von kostengünstigem Wohnraum für ihre Mitglieder. Dabei schließen sich mehrere 

Personen zusammen, um gemeinsam ihre Wohnungen und Häuser zu finanzieren. 

Die Mitglieder können außerdem genossenschaftliche Selbsthilfe, zum Beispiel 

durch eigene Arbeitsleistung am Objekt oder in Form von Nachbarschaftshilfe, aus-

üben.78  

Jedoch fördert eine Wohnungsbaugenossenschaft nicht nur die wirtschaftlichen Be-

dürfnisse der Mitglieder, sondern auch deren soziale und kulturelle Belange.79  

                                                             
77 Vgl. Springer Gabler Verlag (Hrsg.): Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: Genossenschaft, online im 

Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html, letzter Zugriff 15.06.2017 

14:00 Uhr. 
78 Vgl. Glenk, Hartmut: Die eingetragene Genossenschaft. München, 1996, S. 20. 
79 Vgl. Kapitel 3.1 Grundlage einer Genossenschaft. 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54798/genossenschaft-v11.html
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Die Wohnungsbaugenossenschaften unterteilen sich in verschiedene Unterarten:80 

- Vermietungsgenossenschaft, 

- Bauträgerwohnungsgenossenschaft, 

- Vermietungs- und Eigentumswohnungsgenossenschaft, 

- wohnungsbezogene Dienstleistungsgenossenschaft, 

- Dienstleistungsgenossenschaft mit immobilienwirtschaftlicher Herkunft. 

 

Die Vermietungsgenossenschaft beschäftigt sich ausschließlich mit der 

Überlassung von Wohnraum an ihre Mitglieder. Damit ist die Vermietungs-

gesellschaft der eigentliche Sinn des genossenschaftlichen Wohnens. Die 

Genossenschaft stellt nämlich dem Mitglied eine gute Wohnung zu preiswerten 

Konditionen zur Verfügung. Im Gegenzug unterstützt das Mitglied die 

Genossenschaft mit finanziellen Mitteln.81 

Dagegen vertritt die Bauträgerwohnungsgenossenschaft den Gedanken des 

genossenschaftlichen Bauens. Die Genossenschaft erstellt Wohnungen und 

Eigenheime mit dem Ziel diese an die Mitglieder zu verkaufen.82 

Die Vermietungs- und Eigentumswohnungsgenossenschaft ist eine Mischung der 

beiden oberen Arten. Ihre Aufgabe ist es teils Wohnungen an die Mitglieder zu 

vermieten und teils als Bauträger für die Mitglieder zu fungieren.83 

Wohnungsbezogene Dienstleistungsgenossenschaften beschäftigen sich mit 

Dienstleistungen rund um das Feld “Wohnen“ für ihre Mitglieder. Dies könnte zum 

Beispiel altersgerechtes Wohnen sein.84 

Dienstleistungsgenossenschaften mit immobilienwirtschaftlicher Herkunft treten 

dann auf, wenn sie nicht nur in einem der oben genannten Bereiche tätig sind, 

sondern sich auch noch in anderen Geschäftsfeldern bewegen.85 

 

                                                             
80 Vgl. Springer Gabler Verlag (Hrsg.): Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: Wohnungsgenossenschaft, online 

im Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/1477/wohnungsgenossenschaft-v10.html, Abschnitt 2., 

letzter Zugriff 15.06.2017 14:00 Uhr. 
81 Vgl. (wie Anm. 80), Abschnitt 2. a), letzter Zugriff 15.06.2017 14:30 Uhr. 
82 Vgl. (wie Anm. 80), Abschnitt 2. b), letzter Zugriff 15.06.2017 14:30 Uhr. 
83 Vgl. (wie Anm. 80), Abschnitt 2. c), letzter Zugriff 15.06.2017 14:30 Uhr. 
84 Vgl. Springer Gabler Verlag (Hrsg.): Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: Wohnungsgenossenschaft, online 

im Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/1477/wohnungsgenossenschaft-v10.html, Abschnitt 2. d), 

letzter Zugriff 15.06.2017 14:30 Uhr. 
85 Vgl. (wie Anm. 85), Abschnitt 2. e), letzter Zugriff 15.06.2017 14:30 Uhr. 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/1477/wohnungsgenossenschaft-v10.html
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/1477/wohnungsgenossenschaft-v10.html
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3.2.1 Wirtschaftliche Funktionen von Wohnungsbaugenossenschaften 

 

Eine Wohnungsbaugenossenschaft ermöglicht es, dass sich Personen zum Zwecke 

der Beschaffung von Wohnraum zusammenschließen können. Diese Personen 

versuchen meist darüber ihre wohnliche Lage zu verbessern.86 Diese Verbesserung 

wird von den wirtschaftlichen Funktionen der Wohnungsbaugenossenschaft 

unterstützt.  

Die kurzfristige wirtschaftliche Funktion der Genossenschaft ist es den Mitgliedern 

gegen eine preisgünstige Nutzungsgebühr Wohnraum zu überlassen.87 Dies ist 

möglich, da die Wohnungsbaugenossenschaften nicht gewinnorientiert arbeiten.88 

Jedoch muss sich auch eine Wohnungsbaugenossenschaft an betriebswirtschaft-

liche Grundsätze halten. Deswegen müssen Wohnungsgenossenschaften zunächst 

wie Wirtschaftsunternehmen funktionieren, um die ökonomische Überlebensfähig-

keit der Genossenschaft zu sichern. Erst dadurch kann die Wohnungsbau-

genossenschaft den Förderauftrag gegenüber ihren Mitgliedern erfüllen.89 Somit 

wird durch den Erfolg der Wohnungsbaugenossenschaft am Markt, die Förderung 

der Mitglieder bestmöglich gewährleistet. 

Bei den Wohnungsbaugenossenschaften wird keine Kaution für die Wohnung 

gestellt, weil es sich um einen Nutzungsüberlassungsvertrag handelt. Stattdessen 

werden Genossenschaftsanteile vom zukünftigen Mieter erworben. Diese werden 

verzinst und beim Auszug zurückerstattet. Die Wartezeit für die Rückerstattung ist 

in der Satzung der Genossenschaft geregelt.90  

Besonders hilfreich kann die wohnungsbaugenossenschaftliche preisgünstige 

Bereitstellung von Wohnungen für Personen sein, die in den Städten von Miet-

wucher betroffen sind. So berichtet zum Beispiel die Frankfurter Allgemeine am 

23.06.2015: “Zugleich ging es für die Mieten in Berlin, Düsseldorf, Frankfurt, 

Hamburg, Köln, München und Stuttgart durchschnittlich um 25 Prozent aufwärts. 

Nicht viel anders ist es in Universitätsstädten.“ (Papon, Kerstin: Studie zu 

Immobilienpreisen: Wohnen in Großstädten wird teuer. Artikel in Frankfurter Allgemeine Zeitung, 

                                                             
86 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Hrsg.): Bericht der 

Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften Potenziale und Perspektiven. Kurzfassung. Dessau, 2004, 

S. 3. 
87 Vgl. (wie Anm. 86), S. 7. 
88 Vgl. Kapitel 3.1 Grundlagen einer Genossenschaft. 
89 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Hrsg.): Bericht der 

Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften Potenziale und Perspektiven. Dessau, 2004, Kapitel 1.2.3 

ökonomisches Ziel. 
90 Vgl. Die Wohnungsbaugenossenschaften Deutschland (Hrsg.): So funktioniert eine Genossenschaft, 

Genossenschaftsanteile im Internet: https://www.wohnungsbaugenossenschaften.de/genossenschaften/wie-

funktioniert-genossenschaft/. letzter Zugriff 20.06.2017 11:00 Uhr. 

https://www.wohnungsbaugenossenschaften.de/genossenschaften/wie-funktioniert-genossenschaft/
https://www.wohnungsbaugenossenschaften.de/genossenschaften/wie-funktioniert-genossenschaft/
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23.06.2015.). So könnten Wohnungsbaugenossenschaften eine gute Alternative für 

Menschen in diesen Großstädten darstellen. 

Das langfristige wirtschaftliche Ziel der Wohnungsbaugenossenschaft ist die 

Förderung der Existenzsicherung der Mitglieder. Dies wird durch die langfristige 

Sicherung der Wohnung für das Mitglied erreicht. Die Grundlage hierfür bildet der 

genossenschaftliche Nutzervertrag, der dem Mitglied ein lebenslanges Wohnrecht 

bietet. Der Vorteil besteht im Gegensatz zu kommerziellen Unternehmen im 

Wegfallen der Kündigungsoption, insbesondere der möglichen Eigenbedarfs-

kündigung von privaten Vermieter.91 Dies wird dahingehend begründet, dass der 

Mieter keinen Mietvertrag abschließen muss, sondern dem Mitglied die Wohnung 

anhand eines Nutzungsvertrages überlassen wird. Somit besteht das 

Kündigungsrecht der Genossenschaft nur, wenn der Mieter gegen den 

Nutzungsüberlassungsvertrag verstößt, zum Beispiel in Form von nicht bezahltem 

Nutzungsentgelt (Miete). 92  Außerdem ist die Genossenschaft nicht daran 

interessiert die eigenen Immobilien zu verkaufen, solange die Mitglieder die 

Immobilie halten wollen.  

Durch die oben genannten Gründe stellt die Wohnungsbaugenossenschaft eine 

Alternative zu den kommerziellen Wohnungsunternehmen in den Bereichen des 

kostengünstigen Wohnens und des Wohnrechts dar. 

Doch umfasst eine Wohnungsbaugenossenschaft nicht nur die wirtschaftliche 

Förderung, sondern auch die Förderung der sozialen und kulturellen Belange im 

Sinne des genossenschaftlichen Prinzips.93 

 

3.2.2 Soziale und kulturelle Aufgaben von Wohnungsbaugenossenschaften 

 

Als Dienstleistungsunternehmen erbringt die Wohnungsbaugenossenschaft neben 

den wirtschaftlichen Leistungen auch soziale und kulturelle Leistungen. Diese 

werden durch den Förderzweck einer Genossenschaft abgedeckt. Die sozialen und 

kulturellen Leistungen können sich in verschiedenen Wohnungsbaugenossen-

                                                             
91 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Hrsg.): Bericht der 

Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften Potenziale und Perspektiven. Dessau, 2004, Kapitel 1.2.2 

Die wirtschaftliche Förderung als Hauptziel. 
92 Vgl. Deutschen Presse Agentur (Hrsg.): Artikel, Wohnungsgenossenschaft: Mitglied werden, auf Wohnung 

warten. Im Internet: https://www.berlin.de/special/finanzen-und-recht/recht/2957365-2625165-

wohnungsgenossenschaft-mitglied-statt-mi.html, 2013 letzter Zugriff 18.06.2017 12:00 Uhr. 
93 Vgl. Kapitel 3.1 Grundlagen einer Genossenschaft. 

https://www.berlin.de/special/finanzen-und-recht/recht/2957365-2625165-wohnungsgenossenschaft-mitglied-statt-mi.html
https://www.berlin.de/special/finanzen-und-recht/recht/2957365-2625165-wohnungsgenossenschaft-mitglied-statt-mi.html
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schaften unterscheiden. Solange die sozialen und kulturellen Leistungen sich nicht 

gegen das Hauptziel der wirtschaftlichen Mitgliederförderung richten.94 

Die sozialen und kulturellen Leistungen werden durch die Bedürfnisse der Mitglieder 

bestimmt, da die Förderung der Mitglieder das Ziel der Wohnungsbaugenossen-

schaft ist. Der Wunsch der Mitglieder nach Gemeinschaft oder gemeinschaftlichen 

Wohnen kommt im Rahmen dieser Bedürfnisse zum Ausdruck. Die sozialen 

Bedürfnisse werden aber nicht nur von der Genossenschaft gedeckt, sondern 

können auch von den Mitgliedern bedient werden, als genossenschaftliche 

Anwendung der Selbsthilfe (z.B. Nachbarschaftshilfe). 

Die Erfüllung der sozialen und kulturellen Leistungen hängt vom Aufbau der 

Wohnungsbaugenossenschaft ab. So veranstaltet der Spar- und Bauverein 

Dortmund regelmäßig Veranstaltungen, wie zum Beispiel Nachbarschaftsfeste, die 

das Nachbarschaftsgefühl der Mitglieder stärken soll. Damit erfüllt der Spar- und 

Bauverein Dortmund seine sozialen und kulturellen Leistungen anhand der 

individuellen Bedürfnisse ihrer Mitglieder.95 Jedoch verändern sich die sozialen und 

kulturellen Bedürfnisse der Mitglieder im Laufe Zeit. Darauf müssen die 

Wohnungsbaugenossenschaften reagieren und sich an die neuen Bedürfnisse 

anpassen. 96  Damit sich die Genossenschaften anpassen können, müssen 

Kommunikationswege existieren, mithilfe derer sich die Mitglieder mitteilen können. 

Dies geschieht zum Beispiel auf den General- oder Vertreterversammlungen der 

Wohnungsbaugenossenschaften.97 

Diese sozialen und kulturellen Leistungen können im Vergleich zu kommerziellen 

Unternehmen von Wohnungsbaugenossenschaften besser geleistet werden, da sie 

aufgrund ihrer Organisationsform und der demokratischen Struktur besonders 

geeignet sind den wirtschaftlichen Betrieb mit sozialen und kulturellen Leistungen 

zu verbinden.98  

Der Förderauftrag der Wohnungsbaugenossenschaften umfasst auch die 

Förderung des sozialen Bedürfnisses nach “Gemeinschaft“. Die genossen-

schaftliche Organisationsform der Wohnungsbaugenossenschaften ermöglicht die 

                                                             
94 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Hrsg.): Bericht der 

Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften Potenziale und Perspektiven. Dessau, 2004, Kapitel 1.2.4 

soziale und kulturelle Leistungen. 
95 Vgl. Spar- und Bauverein Dortmund: Feste für Bewohner. Im Internet: http://www.sparbau-

dortmund.de/leben/nachbarschaft/bewohnerfeste/, letzter Zugriff 16.06.2017 12:30 Uhr. 
96 Vgl. (wie Anm. 94), Kapitel 1.2.4 soziale und kulturelle Leistungen. 
97 Vgl. Kapitel 3.1.4 Rechte und Pflichten der Genossenschaftsmitglieder. 
98 Vgl. Leinemann, Jürgen: Gratwanderungen, Machtkämpfe, Visionen. Deutsche Momente. Wien, 1999, S.93. 

http://www.sparbau-dortmund.de/leben/nachbarschaft/bewohnerfeste/
http://www.sparbau-dortmund.de/leben/nachbarschaft/bewohnerfeste/
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bessere Bildung von gemeinschaftlichen Beziehungen zwischen den Mitgliedern 

und die Entstehung von Mietergemeinschaften.99 

Anhand der oben genannten sozialen und kulturellen Aufgaben der Wohnungsbau-

genossenschaften, bietet sich diese als Alternative für Mieter an, die mehr soziale 

Kontakte zu ihren Nachbarn wollen oder die bei einem Wohnungsunternehmen sein 

wollen, das soziale und kulturelle Verantwortung übernimmt.  

 

3.3 Zusammenfassung 

 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Wohnungsbaugenossenschaften 

das übergeordnete Ziel haben kostengünstige Wohnungen für ihre Mitglieder anzu-

bieten. (vgl. Kapitel 3.2) 

Das Prinzip der Wohnungsgenossenschaften wurzelt in den genossenschaftlichen 

Prinzipien der Selbsthilfe, Selbstverantwortung und der Selbstverwaltung. Das Ziel 

der Wohnungsbaugenossenschaften ist das genossenschaftliche “Förderprinzip“. 

(vgl. Kapitel 3.1 und 3.1.4) 

Auch vertreten sie das genossenschaftliche “Identitätsprinzip“, was dem Mieter zur 

Identität als Kunde und Teilhaber der Genossenschaft verhilft. Damit erhält er das 

Recht auf die Entscheidungen der Wohnungsbaugenossenschaft einzuwirken. 

Somit hat er die Möglichkeit seine eigene Wohnsituation zu verbessern. (vgl. Kapitel 

3.1) 

Jedoch muss er für das Recht der Genossenschaft beitreten zu dürfen 

Genossenschaftsanteile erwerben. Dadurch wird ihm eine Wohnung zur Nutzung 

überlassen und er muss eine Aufwandsentschädigung in Form einer Miete bezahlen. 

Jedoch unterstützt ihn dafür auch die Wohnungsbaugenossenschaft, indem sie sich 

um die wirtschaftlichen Belange der Verwaltung kümmert. (vgl. Kapitel 3.1.4) 

Der Vorteil für den Mieter ist es, dass sich die Wohnungsbaugenossenschaft nur 

auf die Interessen ihrer Mitglieder konzentriert. Somit steht der Mieter im Mittelpunkt 

und wird mit einer gepflegten und preiswerten Wohnung versorgt. (vgl. Kapitel 3.1.5 

u. 3.2.1) 

Und da die Genossenschaften in der Regel nicht gewinnorientiert sind, ist die 

Möglichkeit auf Mietwucher innerhalb der Wohnungsgenossenschaften nicht 

vorhanden. (vgl. Kapitel 3.1.2 u. 3.1.5) 

                                                             
99 Vgl. Kapitel 3.1 Grundlage einer Genossenschaft u. Kapitel 3.1.3 Pflichten der Genossenschaften 

gegenüber ihrer Mitglieder. 
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Die Sicherheit hierfür stellen die regelmäßigen Prüfungen der Genossenschaften 

dar, in welchen der geschäftliche Betrieb und die Förderungspflicht der 

Genossenschaft kontrolliert werden. (vgl. Kapitel 3.1.2)  

Der langfristige wirtschaftliche Vorteil für den Mieter besteht in der lebenslangen 

Nutzungsdauer der Wohnung, dies wird durch den Nutzungsüberlassungsvertrag 

der Wohnungsbaugenossenschaft zugesichert. (vgl. Kapitel 3.2.1) 

Doch wird der Mieter nicht nur wirtschaftlich unterstützt, sondern auch sozial und 

kulturell. Die spezielle Organisationsstruktur der Wohnungsbaugenossenschaften 

ermöglicht es, die “Gemeinschaft“ und das gemeinschaftliches Wohnen unter den 

Mitgliedern zu fördern. (vgl. Kapitel 3.2.2) 

Als Fazit kann gezogen werden, dass die Wohnungsbaugenossenschaften eine 

gute Alternative für Mieter darstellen, die mit der Wohnsituation der kommerziellen 

Wohnungsunternehmen unzufrieden sind. Besonders in den Städten in denen 

Wuchermieten oder Wohnungsnöte herrschen. 
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4. Wirtschaftlichkeitsbetrachtung aus der Sicht des Mieters am 

Beispiel des Standortes Dortmund 

 

 

Den finanziellen Vor- oder Nachteil der Genossenschaftswohnungen für die Mieter 

festzustellen, ist das Ziel dieser exemplarischen Wirtschaftlichkeitsbetrachtung. 

Dabei wird der Preis pro m² mit der ortsüblichen Miete und die Höhe des 

Genossenschaftsanteils mit der maximalen Kaution nach BGB §551 verglichen. Die 

ortsübliche Miete entspricht nach dem Mietspiegel von Dortmund der Nettokaltmiete.  

Dortmund ist der Standort, an dem verglichen wird. Die Stadt hat 601.150 

Einwohner und eine Fläche von 280,7 km² (Stand 2016). Im Jahr 2014 lag der 

Wohnungsbestand bei 318.679. (Im Abbildungsverzeichnis können die Statistiken 

zu Dortmund unter den Punkten 1 a) und b) eingesehen werden)100 

Dortmund gehört zu den 25 größten Städten Deutschlands, sowohl hinsichtlich der 

Fläche als auch der Einwohnerzahl: 

(Quelle: Städtevergleich, Dortmunds Stellung unter den 25 größten Städten im Internet: 
https://www.dortmund.de/de/leben_in_dortmund/stadtportraet/statistik/start_statistik/index.html  
letzter Zugriff 23.06.2017 14:00 Uhr.) 

                                                             
100 Vgl. Stadt Dortmund (Hrsg.): Eckdaten, Dortmund auf einen Blick und Bauen und Wohnen, Gebäude und 

Wohnungsbestand im Internet: 
https://www.dortmund.de/de/leben_in_dortmund/stadtportraet/statistik/start_statistik/index.html letzter Zugriff 
23.06.2017 14:00 Uhr. 

https://www.dortmund.de/de/leben_in_dortmund/stadtportraet/statistik/start_statistik/index.html
https://www.dortmund.de/de/leben_in_dortmund/stadtportraet/statistik/start_statistik/index.html
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4.1 Vorgehensweise der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 

 

Die verwendeten Mittel sind: 

- Der qualifizierte Mietspiegel für nicht preisgebundene Wohnungen in 

Dortmund (Stand: 1.Januar 2017),101 

- 45 Genossenschaftswohnungsanzeigen aus dem Jahr 2017: 

o Spar- und Wohnverein eG102 

o gws-Wohnen Dortmund-Süd eG103 

o GWG Hombruch-Barop eG104 

- Microsoft Office: Excel 

 

Zuerst wurden 45 Wohnungsanzeigen von Wohnungsgenossenschaften aus dem 

Jahre 2017 herausgesucht. Die Wohnungsanzeigen der Wohnungsgenossen-

schaften sind öffentlich zugänglich und bieten Informationen zum Baujahr, zur 

Adresse, zur Ausstattung und dem Modernisierungsgrad, insofern diese in der 

Anzeige erscheinen. Die Nettokaltmiete wird bei den Wohnungsbaugenossen-

schaften als Kaltmiete oder als Nutzungsentgelt ausgewiesen. (Die Wohnungsan-

zeigen können in den Anlagen 2 bis 5 eingesehen werden.) 

Es soll die Differenz zwischen dem Nutzungsentgelt / Kaltmiete der jeweiligen 

Wohnungsanzeige mit der durchschnittlichen Miete in Dortmund herausgefunden 

werden. Dadurch kann festgestellt werden, ob die jeweilige Genossenschafts-

wohnung billiger oder teurer als die durchschnittliche Nettokaltmiete ist. Zur 

besseren Vergleichbarkeit wird das Nutzungsentgelt / die Kaltmiete der Wohnungs-

baugenossenschaften und die durchschnittliche Nettokaltmiete als Preis pro m² im 

Durchschnittsvergleich wiedergegeben. 

Um die durchschnittliche Nettokaltmiete für eine Wohnung in Dortmund zu 

bestimmen, wird der qualifizierte Mietspiegel von Dortmund (Stand 1. Januar 2017) 

zu Rate gezogen. Die durchschnittliche Nettokaltmiete für eine Wohnung ist mit der 

                                                             
101 Stadt Dortmund (Hrsg.): Mietspiegel für nicht preisgebundene Wohnungen in Dortmund, Amtsblatt der 

Stadt Dortmund, 30.12.2016. 
102 Im Internet: http://www.sparbau-dortmund.de/mietwohnungen/aktuelle-wohnungsangebote-und-garagen/ 

letzter Zugriff 22.06.2017 15:00 Uhr. 
103 Im Internet: http://www.gws-dortmund.de/default.aspx/G/111327/L/1031/R/-1/T/111427/A/1/ID/127389 

letzter Zugriff 22.06.2017 15:00 Uhr und https://www.wohnungsbaugenossenschaften.de/wohnung-

finden/wohnung-finden#!/start-rent letzter Zugriff 22.06.2017 15:00 Uhr.  
104 Im Internet: http://www.gwg-hombruch-barop.de/?#wohnungssucheListe$ letzter Zugriff 22.06.2017 15:00 

Uhr. 

http://www.sparbau-dortmund.de/mietwohnungen/aktuelle-wohnungsangebote-und-garagen/
http://www.gws-dortmund.de/default.aspx/G/111327/L/1031/R/-1/T/111427/A/1/ID/127389
https://www.wohnungsbaugenossenschaften.de/wohnung-finden/wohnung-finden#!/start-rent
https://www.wohnungsbaugenossenschaften.de/wohnung-finden/wohnung-finden#!/start-rent
http://www.gwg-hombruch-barop.de/?#wohnungssucheListe$
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ortsüblichen Miete gleichzusetzen, nach BGB §558 d Abs. 3.105 Eine ortsübliche 

Miete für eine Wohnung in Dortmund kann durch den qualifizierten Mietspiegel 

ermittelt werden. Die Ermittlung findet anhand von mehreren Kriterien statt. Das 

erste Kriterium des Mietspiegels ist das Baujahr des Gebäudes. Durch das Baujahr 

ergibt sich zunächst ein durchschnittlicher Preis pro m² für eine Wohnung in diesem 

Gebäude. Als Zweites kommt es dann zu Zu- und Abschlägen auf diesen Preis pro 

m². Diese Zu- und Abschläge werden über die Kriterien des Wohnungsumfeldes, 

der Ausstattung und des Modernisierungsgrades ermittelt. Das Wohnungsumfeld 

im Mietspiegel beschreibt das Stadtviertel in dem, die Wohnung liegt. Die 

Ausstattung bezeichnet z.B. verschiedene Bodenbeläge und das Kriterium des 

Modernisierungsgrades beschreibt z.B. eine Nachdämmung der Außenfassade und 

des Daches bei älteren Gebäuden.106 (Zur bessere Übersicht wurde eine Excel-

Liste angelegt, die alle Kriterien des Mietspiegels enthält (Anhang 1 a).) 

Durch das Zusammenrechnen des durchschnittlichen Preises pro m² nach Baujahr 

mit den Zu- und Abschlägen erhält man den durchschnittlichen Preis pro m² für eine 

bestimmte Wohnung. Dieser Preis pro m² entspricht der ortsüblichen Miete für diese 

Wohnung und kann durch das Multiplizieren mit den m² der Wohnung zur 

durchschnittlichen Nettokaltmiete hochgerechnet werden. 

Nach dem oben beschriebenen Ermittlungsprinzip wurde im Rahmen der 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der durchschnittliche Preis pro m² und die 

durchschnittliche Nettokaltmiete für jede einzelne Wohnungsanzeige der 

Wohnungsbaugenossenschaften ermittelt. Danach wurde das Nutzungsentgelt / die 

Kaltmiete in den wohnungsbaugenossenschaftlichen Wohnungsanzeigen auf den 

Preis pro m² umgerechnet. 

Die tatsächlichen Nutzungsentgelte/Kaltmieten wurden dann zusammen mit den 

ermittelten Werten in Excel-Tabellen eingetragen. Innerhalb dieser Excel-Tabellen 

wurden dann die Differenzen zwischen den tatsächlichen Preisen pro m² und den 

durchschnittlichen Preisen pro m² nach Mietspiegel gebildet. Auch wurden die 

Differenzen zwischen den Kaltmieten / Nutzungsentgelten und den durchschnitt-

lichen Nettokaltmieten ermittelt. (Die Excel-Tabellen sind in den Anlagen 1 b) bis e) 

einzusehen). 

Außerdem wurden in den Tabellen auch die maximalen Kautionen nach BGB mit 

den zu bezahlenden Genossenschaftsanteilen für die Genossenschaftswohnungen 

verglichen. (Bei Wohnungsbaugenossenschaften werden Genossenschaftsanteile 

                                                             
105 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.): Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), § 

558 Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete d) Abs. 3. 
106 Vgl. Stadt Dortmund (Hrsg.): Mietspiegel für nicht preisgebundene Wohnungen in Dortmund, Amtsblatt der 

Stadt Dortmund, 30.12.2016. 
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statt einer Kaution gezeichnet (Vgl. Kapitel 3.1.2).) Die zu zahlenden Genossen-

schaftsanteile wurden entweder aus den jeweiligen Wohnungsanzeigen entnom-

men oder von den jeweiligen Internetseiten der Wohnungsbaugenossenschaften 

ermittelt.107 Die maximale Kaution wurde nach BGB § 551 mit dem dreifachen der 

Kaltmiete berechnet.108  

Zur besseren Übersichtlichkeit der Tabellen wurden die Genossenschaftswoh-

nungen nach Wohnungsgrößen aufgeteilt. In der Wohnraumnutzungsbestim-

mung109 werden als “angemessen“ folgende Wohnflächen pro Person aufgeführt. 

- 1 Person bis 50 m² 

- 2 Personen bis 65 m² oder 2 Wohnräume 

- 3 Personen bis 80 m² oder 3 Wohnräume 

- 4 Personen bis 95 m² oder 4 Wohnräume 

sowie für jedes weitere Familienmitglied 15 qm oder 1 Wohnraum mehr. 

Es werden die Tabellen der Genossenschaftswohnungen nach der Wohnungs-

größe bis 50 m², bis 65 m², bis 80 m² und bis 95 m² aufgeteilt. Am Schluss jeder 

Tabelle werden die Durchschnittswerte angegeben. In den Durchschnittswerten ist 

der Preis pro m² und die Kaution / Genossenschaftsanteile und die Differenzen der 

Beiden angegeben. 

Am Ende der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ist der Durchschnittswert aller 

Wohnungen angegeben. Gesondert werden die Durchschnittswerte des Spar- und 

Bauvereins eG und der gws-Wohnen Dortmund-Süd eG verglichen, weil sich 

zwischen den beiden ein auffälliger Datenunterschied bei den Durchschnittswerten 

während des Vergleiches ergeben hat. 

Es kann im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zu geringfügigen Rundungs-

ungenauigkeiten kommen. Auch sind evtl. fehlende Daten für den Mietspiegel durch 

ungenaue Angaben in den Wohnungsanzeigen zu beachten. 

 

                                                             
107 Vgl. Spar- und Bauverein eG: Im Internet: http://www.sparbau-

dortmund.de/mietwohnungen/service/haeufig-gestellte-fragen/ u. gws-Wohnen Dortmund-Süd eG: Im Internet: 

http://www.gws-dortmund.de/default.aspx/G/111327/L/1031/R/-1/T/127467/A/1/ID/127467 u. GWG Hombruch-

Barop eG: Im Internet: http://www.gwg-hombruch-barop.de/?#mitgliedschaftInEinerGenossenschaft$. 
108 Vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (Hrsg.): Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), § 

551 Begrenzung und Anlage der von Mietsicherheiten, (1). 
109 Vgl. Ministerium für Bauen und Verkehr (Hrsg.): Wohnraumnutzungsbestimmungen (WNB) RdErl. d. – 

IV.5-619-1665/09, Absatz 8.2, 12.12.2009. 

http://www.sparbau-dortmund.de/mietwohnungen/service/haeufig-gestellte-fragen/
http://www.sparbau-dortmund.de/mietwohnungen/service/haeufig-gestellte-fragen/
http://www.gws-dortmund.de/default.aspx/G/111327/L/1031/R/-1/T/127467/A/1/ID/127467
http://www.gwg-hombruch-barop.de/?#mitgliedschaftInEinerGenossenschaft$
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4.2 Vergleich der Wohnungsanzeigen der Wohnungsgenossenschaften mit 

der ortsüblichen Miete 

 

4.2.1 Wohnungen bis 50 m² 

 

(Wohnungsanzeigen: Anlagen 2 a) bis h)) 

Vorgaben des Mietspiegels 
Dortmund 2017 
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Baujahr          

Baujahr bis 1929  4,64 €    4,64 €        4,64 €  

Baujahr 1930 bis 1969  4,85 €     4,85 €   4,85 €   4,85 €    4,85 €   

Baujahr 1978 bis 1994  5,59 €   5,59 €         

Baujahr 2002 bis 2005  6,56 €        6,56 €    

Wohnungsumfeld          

Innenstadt-Mitte  0,59 €    0,59 €        

Dortmund-West  -   €      -   €   -   €     

Dortmund-Ost  0,14 €     0,14 €     0,14 €    

Dortmund-Süd  0,50 €   0,50 €         

Hörde  0,22 €         0,22 €   0,22 €  

Wohnungsgröße          

bis 40 m²  0,85 €   0,85 €        0,85 €   0,85 €  

von 40,01 bis 50 m²  0,42 €    0,42 €   0,42 €   0,42 €   0,42 €   0,42 €    

Bodenbeläge          

Einfacher PVC-Bodenbeläge -0,15 €  -0,15 €         

Parkett, Keramikböden, aufgearbeitete 
Hobeldielen oder Naturstein 

 0,25 €    0,25 €        

Weiter Zu- und Abschläge          

Balkon oder Loggia  0,08 €     0,08 €       

Terrasse oder Dachterrasse  0,24 €          

Barrierefreie Erreichbarkeit der 
Wohnung (Die Wohnung ist 

barrierefrei, d.h. ohne Schwellen und 
Stufen erreichbar). Dieser Zuschlag ist 
nicht mit dem Zuschlag „Barrierefrei 
erstellte oder modernisierte Wohnung 
gemäß DIN 18040 Teil 
2“ kombinierbar. 

 0,07 €        0,07 €    

Modernisierung          

Nachträgliche Dämmung der 
Außenwände und des Daches in den 
Jahren seit 2002 (bei Gebäuden mit 

Baujahr vor 1980). 

 0,47 €    0,47 €        

   6,79 €   6,37 €   5,49 €   5,27 €   5,27 €   7,19 €   5,92 €   5,71 €  
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Vorgaben des Mietspiegels 
Dortmund 2017 
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Berechnung          

Preis pro m² nach Mietspiegel   6,79 €   6,37 €   5,49 €   5,27 €   5,27 €   7,19 €   5,92 €   5,71 €  

          

Vergleich          

Wohnfläche [m²]  22,68 49,26 43 42 41 44,76 39 38 

Kaltmiete          

Genossenschaft   151,80 €   261,10 €  
 256,00 

€  
 209,00 

€  
 249,00 

€  
 222,50 €  

 229,00 
€  

 234,00 
€  

Mietspiegel   154,00 €   313,79 €  
 236,07 

€  
 221,34 

€  
 216,07 

€  
 321,82 €  

 230,88 
€  

 216,98 
€  

Differenz  -2,20 €  -52,69 €   19,93 €  -12,34 €   32,93 €  -99,32 €  -1,88 €   17,02 €  

Preis nach m²          

Genossenschaft   6,69 €   5,30 €   5,95 €   4,98 €   6,07 €   4,97 €   5,87 €   6,16 €  

Mietspiegel   6,79 €   6,37 €   5,49 €   5,27 €   5,27 €   7,19 €   5,92 €   5,71 €  

Differenz  -0,10 €  -1,07 €   0,46 €  -0,29 €   0,80 €  -2,22 €  -0,05 €   0,45 €  

Kaution/Genossenschaftsanteil          

Genossenschaftsanteil der 
Genossenschaft 

  1.300,00 
€  

 1.300,00 
€  

 512,00 
€  

 418,00 
€  

 498,00 
€  

 1.300,00 
€  

 458,00 
€  

 468,00 
€  

Kaution nach BGB   455,40 €   783,30 €  
 768,00 

€  
 627,00 

€  
 747,00 

€  
 667,50 €  

 687,00 
€  

 702,00 
€  

Differenz  844,60 €  516,70 €  
 -256,00 

€  
 -209,00 

€  
 -249,00 

€  
632,50 €  

 -229,00 
€  

 -234,00 
€  

(Tabelle ist vollständig einsehbar in Anlage 1 b)) 

Durchschnitte der Wohnungen bis 50 m² Wohnfläche 

Berechnung Durchschnitt 

Preis pro m² nach Mietspiegel  6,00 €  

Preis nach m²  

Genossenschaft  5,75 €  

Mietspiegel  6,00 €  

Differenz -0,25 €  

Prozentuale Differenz -4,38% 

Kaution/Genossenschaftsanteil  

Genossenschaftsanteil der Genossenschaft  781,75 €  

Kaution nach BGB  679,65 €  

Differenz 102,10 €  
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4.2.2 Wohnungen bis 65 m² 

 

(Wohnungsanzeigen: Anlagen 3 a) bis g)) 

Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 
2017 
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Baujahr         

Baujahr bis 1929  4,64 €         

Baujahr 1930 bis 1969  4,85 €   4,85 €   4,85 €   4,85 €   4,85 €    4,85 €   

Baujahr 1970 bis 1977  4,85 €         4,85 €  

Baujahr 1978 bis 1994  5,59 €       5,59 €    

Wohnungsumfeld         

Innenstadt-Nord -0,20 €         

Dortmund-West  -   €         

Dortmund-Ost  0,14 €   0,14 €   0,14 €   0,14 €     0,14 €   

Dortmund-Süd  0,50 €         0,50 €  

Hörde  0,22 €      0,22 €   0,22 €    

Wohnungsgröße         

von 50,01 bis 60 m²  0,22 €      0,22 €   0,22 €   0,22 €   0,22 €  

Bad-Ausstattung         

Badezimmer mit Badewanne und 
separater Dusche 

 0,27 €         

Bodenbeläge         

Parkett, Keramikböden, aufgearbeitete 
Hobeldielen oder Naturstein 

 0,25 €         

Weiter Zu- und Abschläge         

Balkon oder Loggia  0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €     0,08 €   

Schallschutzfenster, die das zur 
Schallreduktion vorgeschriebene bzw. 
zur Lärmreduktion erforderliche Maß 
erfüllen (mindestens Schallschutzklasse 
4 der VDI-Richtlinie 2719). 

 0,21 €      0,21 €     

Barrierefreie Erreichbarkeit der 
Wohnung (Die Wohnung ist barrierefrei, 
d.h. ohne Schwellen und Stufen 
erreichbar). Dieser Zuschlag ist nicht mit 
dem Zuschlag „Barrierefrei erstellte oder 
modernisierte Wohnung gemäß DIN 
18040 Teil 2“ kombinierbar. 

 0,07 €       0,07 €    
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Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 
2017 
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Modernisierung         

Nachträgliche Dämmung der 
Außenwände und des Daches in den 
Jahren 1980 bis 1994 (bei Gebäuden mit 
Baujahr vor 1980). 

 0,30 €   0,30 €    0,30 €      

Erstmaliger Dusch- oder Badeinbau oder 
Baderneuerung / -modernisierung 
(Neuverfliesung und Erneuerung aller 
Sanitärteile) seit 2000. Dieser Zuschlag 
ist mit jedem der übrigen 

Modernisierungs- Zuschläge 
kombinierbar. 

 0,07 €    0,07 €    0,07 €    0,07 €   

   5,37 €   5,14 €   5,37 €   5,57 €   6,10 €   5,36 €   5,57 €  
         

Berechnung         

Preis pro m² nach Mietspiegel   5,37 €   5,14 €   5,37 €   5,57 €   6,10 €   5,36 €   5,57 €  

         

Vergleich         

Wohnfläche [m²]  63,19 62,02 63,19 57 59 58 59 

Kaltmiete         

Genossenschaft   287,00 €   266,90 €   287,00 €  
 317,00 

€  
 374,00 €   365,00 €   356,36 €  

Mietspiegel   339,33 €   318,78 €   339,33 €  
 317,49 

€  
 359,90 €   310,88 €   328,63 €  

Differenz  -52,33 €  -51,88 €  -52,33 €  -0,49 €   14,10 €   54,12 €   27,73 €  

Preis nach m²         

Genossenschaft   4,54 €   4,30 €   4,54 €   5,56 €   6,34 €   6,29 €   6,04 €  

Mietspiegel   5,37 €   5,14 €   5,37 €   5,57 €   6,10 €   5,36 €   5,57 €  

Differenz  -0,83 €  -0,84 €  -0,83 €  -0,01 €   0,24 €   0,93 €   0,47 €  

Kaution/Genossenschaftsanteil         

Genossenschaftsanteil der 
Genossenschaft 

  1.300,00 
€  

 1.300,00 
€  

 1.300,00 
€  

 634,00 
€  

 748,00 €   730,00 €   550,00 €  

Kaution nach BGB   861,00 €   800,70 €   861,00 €  
 951,00 

€  
 1.122,00 

€  
 1.095,00 

€  
 1.069,08 

€  

Differenz   439,00 €   499,30 €   439,00 €  
-317,00 

€  
-374,00 €  -365,00 €  -519,08 €  

(Tabelle ist vollständig einsehbar in Anlage 1 c)) 
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(Wohnungsanzeigen: Anlagen 3 h) bis n)) 

Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 
2017 
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Baujahr         

Baujahr bis 1929  4,64 €         

Baujahr 1930 bis 1969  4,85 €   4,85 €     4,85 €    4,85 €   4,85 €  

Baujahr 1970 bis 1977  4,85 €         

Baujahr 1978 bis 1994  5,59 €    5,59 €   5,59 €    5,59 €    

Wohnungsumfeld         

Innenstadt-Nord -0,20 €   -0,20 €       

Dortmund-West  -   €         

Dortmund-Ost  0,14 €         

Dortmund-Süd  0,50 €     0,50 €     0,50 €   

Hörde  0,22 €   0,22 €     0,22 €   0,22 €    0,22 €  

Wohnungsgröße         

von 50,01 bis 60 m²  0,22 €   0,22 €   0,22 €   0,22 €   0,22 €   0,22 €    

Bad-Ausstattung         

Badezimmer mit Badewanne und 
separater Dusche 

 0,27 €         0,27 €  

Bodenbeläge         

Parkett, Keramikböden, aufgearbeitete 
Hobeldielen oder Naturstein 

 0,25 €      0,25 €     0,25 €  

Weiter Zu- und Abschläge         

Balkon oder Loggia  0,08 €     0,08 €    0,08 €   0,08 €   

Schallschutzfenster, die das zur 
Schallreduktion vorgeschriebene bzw. zur 
Lärmreduktion erforderliche Maß erfüllen 
(mindestens Schallschutzklasse 4 der 

VDI-Richtlinie 2719). 

 0,21 €         

Barrierefreie Erreichbarkeit der Wohnung 
(Die Wohnung ist barrierefrei, d.h. ohne 
Schwellen und Stufen erreichbar). Dieser 
Zuschlag ist nicht mit dem Zuschlag 
„Barrierefrei erstellte oder modernisierte 
Wohnung gemäß DIN 18040 Teil 
2“ kombinierbar. 

 0,07 €    0,07 €       

Modernisierung         

Nachträgliche Dämmung der 
Außenwände und des Daches in den 
Jahren 1980 bis 1994 (bei Gebäuden mit 
Baujahr vor 1980). 

 0,30 €         0,30 €  

Erstmaliger Dusch- oder Badeinbau oder 
Baderneuerung / -modernisierung 
(Neuverfliesung und Erneuerung aller 
Sanitärteile) seit 2000. Dieser Zuschlag 
ist mit jedem der übrigen 
Modernisierungs- Zuschläge 
kombinierbar. 

 0,07 €      0,07 €    0,07 €   0,07 €  

   5,29 €   5,68 €   6,39 €   5,61 €   6,11 €   5,50 €   5,96 €  
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Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 
2017 
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Berechnung         

Preis pro m² nach Mietspiegel   5,29 €   5,68 €   6,39 €   5,61 €   6,11 €   5,50 €   5,96 €  

         

Vergleich         

Wohnfläche [m²]   59,00   59,00   53,00   54,00  56,00  65,00  63,00 

Kaltmiete         

Genossenschaft   314,00 
€  

 309,40 
€  

 237,26 
€  

 378,00 €   366,00 €   339,00 €   415,00 €  

Mietspiegel   312,11 
€  

 335,12 
€  

 338,67 
€  

 302,94 €   342,16 €   357,50 €   375,48 €  

Differenz   1,89 €  -25,72 €  
-101,41 

€  
 75,06 €   23,84 €  -18,50 €   39,52 €  

Preis nach m²         

Genossenschaft   5,32 €   5,24 €   4,48 €   7,00 €   6,54 €   5,22 €   6,59 €  

Mietspiegel   5,29 €   5,68 €   6,39 €   5,61 €   6,11 €   5,50 €   5,96 €  

Differenz   0,03 €  -0,44 €  -1,91 €   1,39 €   0,43 €  -0,28 €   0,63 €  

Kaution/Genossenschaftsanteil         

Genossenschaftsanteil der 
Genossenschaft 

  628,00 
€  

 618,80 
€  

 474,52 
€  

 756,00 €   732,00 €   678,00 €   830,00 €  

Kaution nach BGB   942,00 
€  

 928,20 
€  

 711,78 
€  

 1.134,00 
€  

 1.098,00 
€  

 1.017,00 
€  

 1.245,00 
€  

Differenz  -314,00 
€  

-309,40 
€  

-237,26 
€  

-378,00 €  -366,00 €  -339,00 €  -415,00 €  

(Tabelle ist vollständig einsehbar in Anlage 1 c)) 
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(Wohnungsanzeigen: Anlagen 3 o) bis s)) 

Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 2017 
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Baujahr       

Baujahr bis 1929  4,64 €       4,64 €  

Baujahr 1930 bis 1969  4,85 €   4,85 €   4,85 €    4,85 €   

Baujahr 1970 bis 1977  4,85 €       

Baujahr 1978 bis 1994  5,59 €     5,59 €    

Wohnungsumfeld       

Innenstadt-Nord -0,20 €       

Dortmund-West  -   €   -   €    -   €    

Dortmund-Ost  0,14 €       

Dortmund-Süd  0,50 €    0,50 €     

Hörde  0,22 €      0,22 €   0,22 €  

Wohnungsgröße       

von 50,01 bis 60 m²  0,22 €    0,22 €   0,22 €    0,22 €  

Bad-Ausstattung       

Badezimmer mit Badewanne und separater Dusche  0,27 €       

Bodenbeläge       

Parkett, Keramikböden, aufgearbeitete Hobeldielen oder 
Naturstein 

 0,25 €       

Weiter Zu- und Abschläge       

Balkon oder Loggia  0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €    

Schallschutzfenster, die das zur Schallreduktion vorgeschriebene 
bzw. zur Lärmreduktion erforderliche Maß erfüllen (mindestens 
Schallschutzklasse 4 der VDI-Richtlinie 2719). 

 0,21 €       

Barrierefreie Erreichbarkeit der Wohnung (Die Wohnung ist 
barrierefrei, d.h. ohne Schwellen und Stufen erreichbar). Dieser 
Zuschlag ist nicht mit dem Zuschlag „Barrierefrei erstellte oder 
modernisierte Wohnung gemäß DIN 18040 Teil 2“ kombinierbar. 

 0,07 €       

Modernisierung       

Nachträgliche Dämmung der Außenwände und des Daches in den 
Jahren 1980 bis 1994 (bei Gebäuden mit Baujahr vor 1980). 

 0,30 €       

Erstmaliger Dusch- oder Badeinbau oder Baderneuerung / -
modernisierung (Neuverfliesung und Erneuerung aller Sanitärteile) 
seit 2000. Dieser Zuschlag ist mit jedem der übrigen 
Modernisierungs- Zuschläge kombinierbar. 

 0,07 €    0,07 €     

   4,93 €   5,72 €   5,89 €   5,07 €   5,08 €  
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Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 2017 
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Berechnung       

Preis pro m² nach Mietspiegel   4,93 €   5,72 €   5,89 €   5,07 €   5,08 €  

       

Vergleich       

Wohnfläche [m²]   65,00  60,00  60,00   65,00  53,70  

Kaltmiete       

Genossenschaft   360,00 €   379,00 €  
 305,36 

€  
 359,00 €  

 265,00 
€  

Mietspiegel   320,45 €   343,20 €  
 353,40 

€  
 329,55 €  

 272,80 
€  

Differenz   39,55 €   35,80 €  -48,04 €   29,45 €  -7,80 €  

Preis nach m²       

Genossenschaft   5,54 €   6,32 €   5,09 €   5,52 €   4,93 €  

Mietspiegel   4,93 €   5,72 €   5,89 €   5,07 €   5,08 €  

Differenz   0,61 €   0,60 €  -0,80 €   0,45 €  -0,15 €  

Kaution/Genossenschaftsanteil       

Genossenschaftsanteil der Genossenschaft   720,00 €   758,00 €  
 610,72 

€  
 718,00 €  

 530,00 
€  

Kaution nach BGB   1.080,00 

€  

 1.137,00 

€  

 916,08 

€  

 1.077,00 

€  

 795,00 

€  

Differenz  -360,00 €  -379,00 €  
-305,36 

€  
-359,00 €  

-265,00 
€  

(Tabelle ist vollständig einsehbar in Anlage 1 c)) 

 

Durchschnittswerte der Wohnungen bis 65 m² Wohnfläche 

Berechnung Durchschnitt 

Preis pro m² nach Mietspiegel  5,56 €  

Preis nach m²  

Genossenschaft  5,55 €  

Mietspiegel  5,56 €  

Differenz -0,02 €  

Prozentuale Differenz -0,29% 

Kaution/Genossenschaftsanteil  

Genossenschaftsanteil der Genossenschaft  769,27 €  

Kaution nach BGB  991,62 €  

Differenz -222,36 €  
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4.2.3 Wohnungen bis 80 m² 

 

(Wohnungsanzeigen: Anlagen 4 a) bis g)) 

Vorgaben des Mietspiegels 
Dortmund 2017 
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Baujahr         

Baujahr bis 1929  4,64 €         

Baujahr 1930 bis 1969  4,85 €   4,85 €   4,85 €       

Baujahr 1970 bis 1977  4,85 €      4,85 €     

Baujahr 1978 bis 1994  5,59 €     5,59 €     5,59 €   

Baujahr 1995 bis 2001  6,17 €       6,17 €    6,17 €  

Wohnungsumfeld         

Innenstadt-Mitte  0,59 €     0,59 €      

Dortmund-West  -   €      -   €     

Dortmund-Nord  -   €   -   €        

Dortmund-Ost  0,14 €    0,14 €       

Dortmund-Süd  0,50 €       0,50 €   0,50 €   

Hörde  0,22 €         0,22 €  

Bodenbeläge         

Parkett, Keramikböden, aufgearbeitete 
Hobeldielen oder Naturstein 

 0,25 €       0,25 €    

Beheizungsart         

Fernheizung (Wohnungen, die mit 
Fernwärme beheizt werden) 

-0,05 €  -0,05 €  -0,05 €  -0,05 €  -0,05 €     

Weiter Zu- und Abschläge         

Balkon oder Loggia  0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €   

Terrasse oder Dachterrasse  0,24 €         0,24 €  

Barrierefrei erstellte oder modernisierte 
Wohnung (Die Wohnung wurde 
insgesamt gemäß DIN 18040 Teil 2 
barrierefrei erstellt oder modernisiert – 
dazu gehört u.a. eine bodengleiche 
Dusche und ein schwellenfreier Zugang 
zu Balkonen/Terrassen). Dieser 
Zuschlag ist nicht mit dem Zuschlag 
„Barrierefreie Erreichbarkeit der 
Wohnung“ kombinierbar. 

 0,32 €         0,32 €  

Modernisierung         

Nachträgliche Dämmung der 
Außenwände und des Daches in den 
Jahren seit 2002 (bei Gebäuden mit 
Baujahr vor 1980). 

 0,47 €   0,47 €     0,47 €     

Erstmaliger Dusch- oder Badeinbau 
oder Baderneuerung / -modernisierung 
(Neuverfliesung und Erneuerung aller 
Sanitärteile) seit 2000. Dieser Zuschlag 
ist mit jedem der übrigen 
Modernisierungs- Zuschläge 

kombinierbar. 

 0,07 €    0,07 €   0,07 €      

   5,35 €   5,09 €   6,28 €   5,35 €   7,00 €   6,17 €   6,95 €  
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Vorgaben des Mietspiegels 
Dortmund 2017 
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Berechnung         

Preis pro m² nach Mietspiegel   5,35 €   5,09 €   6,28 €   5,35 €   7,00 €   6,17 €   6,95 €  

         

Vergleich         

Wohnfläche [m²]   74,00  68,59   71,85  76,00  80,00  78,00  78,00  

Kaltmiete         

Genossenschaft   296,00 €   295,00 €   409,60 €   319,20 €   658,00 €   362,30 €   373,00 €  

Mietspiegel   395,90 €   349,12 €   451,22 €   406,60 €   560,00 €   481,26 €   542,10 €  

Differenz  -99,90 €  -54,12 €  -41,62 €  -87,40 €   98,00 €  -118,96 €  -169,10 €  

Preis nach m²         

Genossenschaft   4,00 €   4,30 €   5,70 €   4,20 €   8,23 €   4,64 €   4,78 €  

Mietspiegel   5,35 €   5,09 €   6,28 €   5,35 €   7,00 €   6,17 €   6,95 €  

Differenz  -1,35 €  -0,79 €  -0,58 €  -1,15 €   1,23 €  -1,53 €  -2,17 €  

Kaution/Genossenschaftsanteil         

Genossenschaftsanteil der 
Genossenschaft 

  1.300,00 
€  

 1.300,00 
€  

 1.300,00 
€  

 1.300,00 
€  

 1.980,00 
€  

 724,60 €   746,00 €  

Kaution nach BGB   888,00 €   885,00 €  
 1.228,80 

€  
 957,60 €  

 1.974,00 
€  

 1.086,90 
€  

 1.119,00 
€  

Differenz   412,00 €   415,00 €   71,20 €   342,40 €   6,00 €  -362,30 €  -373,00 €  

(Tabelle ist vollständig einsehbar in Anlage 1 d)) 
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(Wohnungsanzeigen: Anlagen 4 h) bis k)) 

Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 2017 
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Baujahr      

Baujahr bis 1929  4,64 €      4,64 €  

Baujahr 1930 bis 1969  4,85 €    4,85 €   4,85 €   

Baujahr 1970 bis 1977  4,85 €   4,85 €     

Baujahr 1978 bis 1994  5,59 €      

Baujahr 1995 bis 2001  6,17 €      

Wohnungsumfeld      

Innenstadt-Mitte  0,59 €      

Dortmund-West  -   €   -   €     

Dortmund-Nord  -   €      

Dortmund-Ost  0,14 €    0,14 €   0,14 €   

Dortmund-Süd  0,50 €      

Hörde  0,22 €      0,22 €  

Bodenbeläge      

Parkett, Keramikböden, aufgearbeitete Hobeldielen oder 
Naturstein 

 0,25 €      

Beheizungsart      

Fernheizung (Wohnungen, die mit Fernwärme beheizt werden) -0,05 €      

Weiter Zu- und Abschläge      

Balkon oder Loggia  0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €   

Terrasse oder Dachterrasse  0,24 €      

Barrierefrei erstellte oder modernisierte Wohnung (Die Wohnung 
wurde insgesamt gemäß DIN 18040 Teil 2 barrierefrei erstellt 

oder modernisiert – dazu gehört u.a. eine bodengleiche Dusche 
und ein schwellenfreier Zugang zu Balkonen/Terrassen). Dieser 
Zuschlag ist nicht mit dem Zuschlag „Barrierefreie Erreichbarkeit 
der Wohnung“ kombinierbar. 

 0,32 €      

Modernisierung      

Nachträgliche Dämmung der Außenwände und des Daches in 
den Jahren seit 2002 (bei Gebäuden mit Baujahr vor 1980). 

 0,47 €     0,47 €   

Erstmaliger Dusch- oder Badeinbau oder Baderneuerung / -
modernisierung (Neuverfliesung und Erneuerung aller 
Sanitärteile) seit 2000. Dieser Zuschlag ist mit jedem der übrigen 
Modernisierungs- Zuschläge kombinierbar. 

 0,07 €      

   4,93 €   5,07 €   5,54 €   4,86 €  
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Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 2017 
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Berechnung      

Preis pro m² nach Mietspiegel   4,93 €   5,07 €   5,54 €   4,86 €  

      

Vergleich      

Wohnfläche [m²]   78,00   70,00  73,00  74,70  

Kaltmiete      

Genossenschaft   390,00 €   399,00 €   429,00 €   425,00 €  

Mietspiegel   384,54 €   354,90 €   404,42 €   363,04 €  

Differenz   5,46 €   44,10 €   24,58 €   61,96 €  

Preis nach m²      

Genossenschaft   5,00 €   5,70 €   5,88 €   5,69 €  

Mietspiegel   4,93 €   5,07 €   5,54 €   4,86 €  

Differenz   0,07 €   0,63 €   0,34 €   0,83 €  

Kaution/Genossenschaftsanteil      

Genossenschaftsanteil der Genossenschaft   780,00 €   798,00 €   858,00 €   850,00 €  

Kaution nach BGB   1.170,00 €   1.197,00 €   1.287,00 €   1.275,00 €  

Differenz  -390,00 €  -399,00 €  -429,00 €  -425,00 €  

(Tabelle ist vollständig einsehbar in Anlage 1 d)) 

 

Durchschnittswerte der Wohnungen bis 80 m² Wohnfläche 

Berechnung Durchschnitt 

Preis pro m² nach Mietspiegel  5,69 €  

Preis nach m²  

Genossenschaft  5,28 €  

Mietspiegel  5,69 €  

Differenz -0,41 €  

Prozentuale Differenz -7,69% 

Kaution/Genossenschaftsanteil  

Genossenschaftsanteil der Genossenschaft  1.085,15 €  

Kaution nach BGB  1.188,03 €  

Differenz -102,88 €  
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4.2.4 Wohnungen bis 95 m² 

 

(Wohnungsanzeigen: Anlagen 5 a) bis g)) 

Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 
2017 
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Baujahr         

Baujahr bis 1929  4,64 €        4,64 €   

Baujahr 1930 bis 1969  4,85 €         4,85 €  

Baujahr 1970 bis 1977  4,85 €    4,85 €       

Baujahr 1978 bis 1994  5,59 €   5,59 €    5,59 €   5,59 €   5,59 €    

Wohnungsumfeld         

Innenstadt-Mitte  0,59 €        0,59 €   

Dortmund-Ost  0,14 €   0,14 €   0,14 €   0,14 €      

Dortmund-Süd  0,50 €      0,50 €   0,50 €    

Hörde  0,22 €         0,22 €  

Bad-Ausstattung         

Gäste WC  0,19 €   0,19 €    0,19 €      

Badezimmer mit Badewanne und 
separater Dusche 

 0,27 €   0,27 €        

Bodenbeläge         

Parkett, Keramikböden, aufgearbeitete 
Hobeldielen oder Naturstein 

 0,25 €         0,25 €  

Weiter Zu- und Abschläge         

Balkon oder Loggia  0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €   0,08 €  

Modernisierung         

Nachträgliche Dämmung der 
Außenwände und des Daches in den 
Jahren seit 2002 (bei Gebäuden mit 
Baujahr vor 1980). 

 0,47 €    0,47 €       

Erstmaliger Dusch- oder Badeinbau oder 
Baderneuerung / -modernisierung 
(Neuverfliesung und Erneuerung aller 
Sanitärteile) seit 2000. Dieser Zuschlag 
ist mit jedem der übrigen 
Modernisierungs- Zuschläge 
kombinierbar. 

 0,07 €        0,07 €   0,07 €  

   6,27 €   5,54 €   6,00 €   6,17 €   6,17 €   5,38 €   5,47 €  
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Vorgaben des Mietspiegels Dortmund 
2017 
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Berechnung         

Preis pro m² nach Mietspiegel   6,27 €   5,54 €   6,00 €   6,17 €   6,17 €   5,38 €   5,47 €  

         

Vergleich         

Wohnfläche [m²]  81,9 88 81 81,56 81,82 93 90 

Kaltmiete         

Genossenschaft   356,30 €   536,00 €   406,00 €   415,79 €   399,20 €   645,00 €   675,00 €  

Mietspiegel   513,51 €   487,52 €   486,00 €   503,23 €   504,83 €   500,34 €   492,30 €  

Differenz  -157,21 €   48,48 €  -80,00 €  -87,44 €  -105,63 €   144,66 €   182,70 €  

Preis nach m²         

Genossenschaft   4,35 €   6,09 €   5,01 €   5,10 €   4,88 €   6,94 €   7,50 €  

Mietspiegel   6,27 €   5,54 €   6,00 €   6,17 €   6,17 €   5,38 €   5,47 €  

Differenz  -1,92 €   0,55 €  -0,99 €  -1,07 €  -1,29 €   1,56 €   2,03 €  

Kaution/Genossenschaftsanteil         

Genossenschaftsanteil der 
Genossenschaft 

  1.300,00 
€  

 1.072,00 
€  

 1.300,00 
€  

 550,00 €   550,00 €  
 1.290,00 

€  
 1.350,00 

€  

Kaution nach BGB   1.068,90 
€  

 1.608,00 
€  

 1.218,00 
€  

 1.247,37 
€  

 1.197,60 
€  

 1.935,00 
€  

 2.025,00 
€  

Differenz   231,10 €  -536,00 €   82,00 €  -697,37 €  -647,60 €  -645,00 €  -675,00 €  

(Tabelle ist vollständig einsehbar in Anlage 1 e)) 

 

Durchschnittswerte der Wohnungen bis 95 m² Wohnfläche 

Berechnung Durchschnitt 

Preis pro m² nach Mietspiegel  5,86 €  

Preis nach m²  

Genossenschaft  5,70 €  

Mietspiegel  5,86 €  

Differenz -0,16 €  

Prozentuale Differenz -2,84% 

Kaution/Genossenschaftsanteil  

Genossenschaftsanteil der Genossenschaft  1.058,86 €  

Kaution nach BGB  1.471,41 €  

Differenz -412,55 €  
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4.2.4 Durchschnittswerte der Wohnungen 
 

Berechnung Durchschnitt 

Preis pro m² nach Mietspiegel  5,78 €  

Preis nach m²  

Genossenschaft  5,57 €  

Mietspiegel  5,78 €  

Differenz -0,21 €  

Prozentuale Differenz -3,75% 

Kaution/Genossenschaftsanteil  

Genossenschaftsanteil der Genossenschaft  923,75 €  

Kaution nach BGB  1.082,68 €  

Differenz -158,92 €  

 

4.2.5 Auffallender Unterschied zwischen Spar- und Bauverein eG und gws-

Wohnen Dortmund-Süd eG in den Durchschnittswerten 
 

Durchschnittswerte Spar- und Bauverein eG 

Berechnung Durchschnitt 

Preis pro m² nach Mietspiegel  5,94 €  

Preis nach m²  

Genossenschaft  4,89 €  

Mietspiegel  5,94 €  

Differenz -1,05 €  

Prozentuale Differenz -21,54% 

Kaution/Genossenschaftsanteil  

Genossenschaftsanteil der Genossenschaft 1.231,82 € 

Kaution nach BGB 886,09 € 

Differenz 345,73 € 
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Durchschnittswerte gws-Wohnen Dortmund-Süd eG 

Berechnung Durchschnitt 

Preis pro m² nach Mietspiegel 5,48 € 

Preis nach m²  

Genossenschaft 5,64 € 

Mietspiegel 5,48 € 

Differenz 0,16 € 

Prozentuale Differenz 2,75% 

Kaution/Genossenschaftsanteil 
 

Genossenschaftsanteil der Genossenschaft 755,44 € 

Kaution nach BGB 1.077,42 € 

Differenz -321,98 € 

 

4.3 Zusammenfassung 

 

Die exemplarische Wirtschaftlichkeitsbetrachtung hat ergeben, dass bei den 

Genossenschaftswohnungen der durchschnittliche Mietpreis pro m² 2,84% 

niedriger ist als die durchschnittliche Nettokaltmiete pro m² nach Mietspiegel (Vgl. 

Kapitel 4.2.4). Jedoch gilt ein Unterschied von -2,84% noch als ortsüblich (siehe 

Mietspiegel).110  

Bei den Kautionen / Genossenschaftsanteilen sind die Genossenschaften zwar in 

den Durchschnittswerten billiger als die Kautionen nach BGB §551, jedoch ist dies 

stark abhängig von der jeweiligen Genossenschaft. So müssen beim Spar- und 

Bauverein eG immer 1.300 € für einen Genossenschaftsanteil aufgebracht 

werden.111 Bei der gws-Wohnen Dortmund-Süd eG sind es dagegen in der Regel 

zwei Monatskaltmieten / Monatsnutzungsentgelte.112 

Somit geht aus dem exemplarischen Praxistest hervor, dass es bei einer 

Wohnungsbaugenossenschaft keinen finanziellen Vor- oder Nachteil für den Mieter 

gibt. 

Jedoch hat sich eine interessante Tendenz bei der Gegenüberstellung von Spar- 

und Bauverein eG und der gws-Wohnen Dortmund-Süd eG herausgestellt.  

                                                             
110 Vgl. Stadt Dortmund: Mietspiegel für nicht preisgebundene Wohnungen in Dortmund. Unterpunkt 4 

Mietspiegeltabelle. Amtsblatt der Stadt Dortmund, 30.12.2016. 
111 Vgl. Spar- und Bauverein: Im Internet: Quelle: http://www.sparbau-

dortmund.de/mietwohnungen/service/haeufig-gestellte-fragen/ letzter Zugriff 23.06.2017 16:00 Uhr. 
112 Vgl. gws-Wohnen Dortmund-Süd Im Internet: http://www.gws-

dortmund.de/default.aspx/G/111327/L/1031/R/-1/T/127467/A/1/ID/127467 letzter Zugriff 23.06.2017 16:00 

Uhr. 

http://www.sparbau-dortmund.de/mietwohnungen/service/haeufig-gestellte-fragen/
http://www.sparbau-dortmund.de/mietwohnungen/service/haeufig-gestellte-fragen/
http://www.gws-dortmund.de/default.aspx/G/111327/L/1031/R/-1/T/127467/A/1/ID/127467
http://www.gws-dortmund.de/default.aspx/G/111327/L/1031/R/-1/T/127467/A/1/ID/127467
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So liegen die Nutzungsentgelte / Kaltmieten pro m² des Spar- und Bauverein eG um 

21,54% niedriger als die durchschnittliche Nettokaltmieten pro m² nach Mietspiegel 

(Vgl. Kapitel 4.2.5). Damit sind die Nutzungsentgelte / Kaltmieten pro m² niedriger 

als die Untergrenze des Mietspiegels, der eine maximalen Ausschlag nach unten 

von 18,75% angibt.113 

Dagegen liegen die Nutzungsentgelte/Kaltmieten pro m² der gws-Wohnen 

Dortmund-Süd eG um 2,75% über der durchschnittlichen Nettokaltmiete pro m² des 

Mietspiegels (Vgl. Kapitel 4.2.5) und bewegen sich damit im Toleranzbereich des 

Mietspiegels.114 

Aus diesem Unterschied geht hervor, dass der Preis pro m² abhängt von der 

jeweiligen Wohnungsbaugenossenschaft. Dadurch kann ein finanzieller Vorteil für 

die Mieter bei bestimmten Wohnungsbaugenossenschaften erreicht werden.  

                                                             
113 Vgl. Stadt Dortmund: Mietspiegel für nicht preisgebundene Wohnungen in Dortmund, Amtsblatt der Stadt 

Dortmund, 30.12.2016. 
114 Vgl. Stadt Dortmund: Mietspiegel für nicht preisgebundene Wohnungen in Dortmund, Amtsblatt der Stadt 

Dortmund, 30.12.2016. 
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5. Zusammenfassung 

 

 

Der genossenschaftliche Wohnungsbau und das genossenschaftliche Wohnen 

wurden in dieser Bachelorarbeit untersucht. Hierzu war es zunächst erforderlich, die 

Geschichte und die damit zusammenhängenden Entwicklungen der Wohnungsbau-

genossenschaften in Deutschland zu betrachten.  

Die heutigen Wohnungsbaugenossenschaften sind das Ergebnis dieser 

Entwicklungen und funktionieren nach dem gleichen Grundprinzip wie im Jahre 

1867. Die Idee der Wohnungsbaugenossenschaft entstand aufgrund der 

Wohnungsnot der Bevölkerung in der Zeit der industriellen Revolution und war 

Vordenkern, wie z.B. V. A. Huber und F. H. Schulze-Delitzsch, zu verdanken.  Aber 

erst die Gesetzte von 1867 und 1889 ermöglichten es den Wohnungsbaugenossen-

schaften offiziell als Unternehmensform zu existieren und zu funktionieren. Die 

Gesetzte betrafen die Genossenschaften im Allgemeinen und gaben ihnen 

bestimmte Vorschriften und die beschränkte Haftung. Danach im Jahre 1930 

wurden die Wohnungsbaugenossenschaften gesetzlich als gemeinnützig anerkannt 

und erhielten dadurch Steuererleichterungen. Diese Ereignisse zeigen die 

Wichtigkeit der sozialen und politischen Einflüsse auf die Entwicklung der 

Wohnungsbaugenossenschaften auf.  

Erst durch die Entwicklung der Wohnungsbaugenossenschaften im Laufe der 

Geschichte entstand eine Alternative zum privatwirtschaftlichen Wohnungsbau. 

Um die Funktionsweise des genossenschaftlichen Wohnungsbaus und Wohnens 

zu verstehen, wurden zunächst die Grundprinzipien einer Genossenschaft 

behandelt. Daraus erschloss sich, dass das Hauptziel einer Genossenschaft immer 

die Förderung der Belange der Mitglieder ist. Dabei sind die Mitglieder mithilfe des 

“Identitätsprinzips“ gleichzeitig Kunden und Teilhaber der Genossenschaft. Damit 

üben Sie einen großen Einfluss auf die Genossenschaft aus und haben 

Mitspracherecht bei vielen Entscheidungen. Doch mit diesem Recht geht auch die 

Verpflichtungen einher die Satzung der Genossenschaft zu befolgen und der 

Genossenschaft finanzielle Unterstützung in Form von Genossenschaftsanteilen zu 

geben. Die Leitung der Genossenschaft wird auch von den Mitgliedern gewählt und 

besteht aus einem Vorstand und einem Aufsichtsrat. Diese kümmern sich um die 

finanziellen und sozialen Angelegenheiten der Genossenschaft und müssen selbst 

Mitglieder der Genossenschaft sein. Um die Werte einer Genossenschaft zu sichern, 

gibt es regelmäßige Prüfungen, die den genossenschaftlichen Auftrag der 

Förderung der Mitglieder und ihre finanzielle Verantwortung kontrollieren.  



59 
 

Die Funktionsweise der Genossenschaften ist demokratischer und nutzerorien-

tierter als die Funktionsweise der privatwirtschaftlichen Unternehmen. Jedoch ist 

eine Genossenschaft dadurch auch unflexibler und unterliegt mehr Kontrollen als 

die privatwirtschaftlichen Unternehmen. 

Die Wohnungsbaugenossenschaft stellt eine Sonderform auf Grundlage einer 

Genossenschaft dar. Sie ist darauf spezialisiert das Verlangen der Mitglieder nach 

Wohnraum zu fördern. Dadurch handelt eine Wohnungsbaugenossenschaft nicht 

gewinnorientiert und bietet den Mitgliedern den Vorteil von kostengünstigen 

Wohnungen. Jedoch muss sich auch eine Wohnungsbaugenossenschaft 

finanzieren und somit bekommt das Mitglied einen Nutzungsüberlassungsvertrag 

für seine Wohnung, in dem die Aufwandsentschädigungshöhe (Miete) festgehalten 

ist. Durch den Nutzungsüberlassungsvertrag ergeben sich für das Mitglied 

langfristige Vorteile im Bereich des Kündigungsschutzes, so z.B. gibt es keine 

Eigenbedarfskündigung wie bei einem privatwirtschaftlichen Vermieter. Auch wird 

im Gegensatz zu privatwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen keine Kaution 

bezahlt, sondern das Mitglied erwirbt einen Genossenschaftsanteil. Der zu 

bezahlende Betrag wird in den jeweiligen Satzungen der Genossenschaften 

festgesetzt. Doch gibt es nicht nur finanzielle Vorteile für das Mitglied der 

Wohnungsbaugenossenschaft, sondern auch soziale und kulturelle Vorteile. Um die 

sozialen und kulturellen Belange der Mitglieder wird sich im Rahmen des 

Förderungsauftrags der Genossenschaft gekümmert. So werden z.B. 

Nachbarschaftsfeste organisiert, um die Gemeinschaft der Mitglieder zu fördern.  

Durch diese Funktionsweisen stellen die Wohnungsbaugenossenschaften finanziell 

und sozial eine Alternative zum privatwirtschaftlichen Wohnungsbau für die Mieter 

dar. 

Jedoch wurde durch die exemplarische Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der 

Wohnungsbaugenossenschaften in der Stadt Dortmund festgestellt, dass die 

kostengünstigen Wohnungen der Genossenschaften nicht billiger sind als der 

ortsübliche Durchschnitt. Damit wurde an einem exemplarischen Beispiel gezeigt, 

dass kostengünstig nicht gleich billig bedeutet. 

Im Fazit kann man sagen, dass die Wohnungsbaugenossenschaften nicht billiger 

sind als die privatwirtschaftlichen Unternehmen, aber eine andere Art des Wohnens 

und Verwaltens darstellen. So ist der Mieter nicht nur Nutzer, sondern gleichzeitig 

auch Mitglied des Unternehmens und hat damit ein Mitspracherecht innerhalb der 

Wohnungsgenossenschaft. Die gewählte Verwaltung der Wohnungsbaugenossen-

schaften fördert zusätzlich auch die sozialen und kulturellen Belange der Mitglieder 

und fördert so ein Gefühl der Gemeinschaft. 
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